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NACHHALTIGKEITSERKLÄRUNG DER 
MATERNUS-KLINIKEN AG  

Nachhaltigkeitsberichterstattung in Anlehnung an die ESRS als Rahmenwerk gemäß 
SS 315c Abs. 3 iVm. 289d HGB aufgrund ihrer Bedeutung als durch die Europäische Kommission angenommene 
Berichtsstandards für die Nachhaltigkeitsberichterstattung. 
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1. ALLGEMEINE INFORMATIONEN  

1.1. ESRS 2 – ALLGEMEINE ANGABEN 
 
Dieses Kapitel enthält die allgemeinen Grundlagen zur 
Erstellung der Nachhaltigkeitserklärung, Informationen zur 
Unternehmensführung und Strategie im Kontext von 
Nachhaltigkeitsaspekten und Informationen zur 
Wesentlichkeitsanalyse. Das Kapitel beinhaltet Angaben nach 
ESRS 2. 
 

1.1.1. ALLGEMEINE ANGABEN  

BP-1: GRUNDLAGE FÜR DIE ERSTELLUNG DER 
NACHHALTIGKEITSERKLÄRUNG  
 

ESRS2.4a Die Nachhaltigkeitserklärung für die MATERNUS-Kliniken 
AG (im Folgenden MATERNUS) wurde als Teilberichterstattung 
innerhalb der konsolidierten Nachhaltigkeitserklärung der 
CURA-Unternehmensgruppe erstellt. Der Konsolidierungskreis 
entspricht dem Konzernabschluss der MATERNUS. Eine 
Abweichung vom finanziellen Konsolidierungsrahmen liegt 
nicht vor. 
 
ESRS2.4b Die Nachhaltigkeitserklärung berücksichtigt primär den 
eigenen Geschäftsbetrieb der MATERNUS (17 operative 
Standorte in Deutschland). Im Rahmen der doppelten 
Wesentlichkeitsanalyse (im Folgenden DMA) wurden darüber 

hinaus die vor- und nachgelagerte Wertschöpfungskette 
systematisch auf wesentliche Auswirkungen, Risiken und 
Chancen (im Folgenden IROs) untersucht. 
 
Die vorgelagerte Wertschöpfungskette wird in erster Linie 
bezüglich ihrer Inputs in die Wertschöpfung und der 
zugehörigen Abhängigkeiten berücksichtigt. Dazu gehören 
auch Kennzahlen zu bezogener Energie und 
Treibhausgasemissionen. Lieferantenbeziehungen wurden im 
Rahmen der DMA berücksichtigt; eine detaillierte quantitative 
Erfassung der Lieferkette befindet sich derzeit im Aufbau. 
 
Die nachgelagerte Wertschöpfungskette verfügt über keine 
wesentlichen Prozessschritte in der Wertschöpfung, dadurch 
wird diese nur limitiert betrachtet. Kunden 
(Bewohner/Patienten) werden aufgrund ihrer Integration in die 
unmittelbare Leistungserbringung nicht als nachgelagerte 
Wertschöpfungskette, sondern als integraler Bestandteil des 
Betriebsgeschehens betrachtet. Diese Einordnung entspricht 
dem operativen Selbstverständnis des Unternehmens. 
 
ESRS2.5 Diese Nachhaltigkeitserklärung wurde in Anlehnung an 
die European Sustainability Reporting Standards (ESRS) in der 
am 31. Dezember 2025 gültigen Fassung erstellt. Sie erfüllt die 
Anforderungen der Richtlinie (EU) 2022/2464 (CSRD) sowie der 
§§ 315b–315c HGB (nichtfinanzielle Konzernerklärung). 
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ESRS2.6 Folgende Erleichterungen, Optionen oder Bestimmungen 
gemäß ESRS 1 wurden im Berichtsjahr 2025 angewendet: 
 

- ESRS2.AR2e Die wesentlichen Ermessensentscheidungen 
und Schätzungsunsicherheiten wurden bei der 
Berechnung von Treibhausgasemissionen 
(insbesondere Scope 3) sowie bei der Extrapolation von 
Energieverbräuchen für Standorte ohne vollständige 
Datenlage in Form von Schätzverfahren angewendet. 
Die verwendeten Methoden, Emissionsfaktoren und 
wesentlichen Annahmen sind in den jeweiligen 
Datenblättern dokumentiert. 
 

- ESRS2.AR2h Für einzelne Scope-3-Kategorien (insbesondere 
Kategorie 1 und 5) lagen keine ausreichenden primären 
Aktivitätsdaten aus der Wertschöpfungskette vor. Für 
diese wurden Erleichterungen der Berichtspflicht 
bezüglich Kennzahlen außerhalb der Berichtsgrenzen in 
Anspruch genommen.  Die Berechnung erfolgt auf Basis 
anerkannter spend-based-Methoden gemäß GHG 
Protocol. Maßnahmen zur Verbesserung der 
Datenqualität in folgenden Berichtszyklen sind geplant. 

 
Ansonsten wurden keine Erleichterungen gemäß ESRS 2 AR2 
in Anspruch genommen. 
 

BP-2: INFORMATIONEN ZU PHASE-IN OPTIONEN  
 
ESRS2.8-10 Die MATERNUS nimmt keine Auslassungen auf 
Grundlage der Übergangsbestimmungen gemäß ESRS 1, 
Absätze 125(a)–(e), in Anspruch. Sämtliche anwendbaren 
„Disclosure Requirements“ werden in dieser 
Nachhaltigkeitserklärung vollständig adressiert, soweit die 
Informationsgrundlage dies ermöglicht. 
 

1.1.2. GOVERNANCE  
 

GOV-1: DIE ROLLE DER VERWALTUNGS-, MANAGEMENT- 
UND AUFSICHTSORGANE IN BEZUG AUF NACHHALTIGKEIT  
 
ESRS2.12a Die zentralen Verwaltungs-, Management-, und 
Aufsichtsorgane der MATERNUS sind der Aufsichtsrat und die 
Geschäftsführung. 

Der Aufsichtsrat der MATERNUS besteht aus zwölf 
Mitgliedern, davon sechs Frauen (50 Prozent) und sechs 
Männer (50 Prozent). Die Zusammensetzung folgt der 
Mitbestimmung: je 50 Prozent Anteilseigner-Vertreter und 
Arbeitnehmervertreter. 

Mitglieder sind Dr. Daniela Rossa-Heise (Vorsitz), Sven 
Olschar (stellv. Vorsitz, AN-Vertretung), Jörg Arnold (AN), 
Sabine Bader (AN), Karl Ehlerding, Dietmar Erdmeier (AN), 
Helene Günther (AN), Helmut Kraft, Marion Leonhardt (AN), Dr. 
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Michael Stödtler,  Dr. Bernd Schubert, Sylvia Wohlers de 
Meie. 

Geschäftsführer der MATERNUS ist Mario Augusto Ruano-
Wohlers (100 Prozent männlich, eine Person). 

 
ESRS2.12b Der Geschäftsführer verfügt aufgrund seiner 
langjährigen Tätigkeiten im Sozial- und Gesundheitswesen 
über ein fundiertes Branchenverständnis, das die zentralen 
ESG-Risikofelder (Personalbelastung, Pflegequalität, 
Energiemanagement) unmittelbar abdeckt. 

Zusätzlich verfügt der Aufsichtsrat der MATERNUS über eine 
ausgewogene Branchen- und Arbeitnehmervertretungs-
Kompetenz. Spezifische ESG-Schulungen für 
Aufsichtsratsmitglieder werden im Rahmen der 
Gremienentwicklung geprüft. 

Zur Sicherstellung der nachhaltigkeitsspezifischen 
Fachkompetenz wurden folgende Maßnahmen etabliert: 

Der Fachbereich Unternehmensentwicklung bündelt das 
operative ESG-Fachwissen und verantwortet die 
Nachhaltigkeitsbemühungen der Unternehmensgruppe. Er 
informiert die Geschäftsführung monatlich sowie ad hoc über 
wesentliche Entwicklungen. 
Bei Bedarf werden externe Fachexperten 
(Nachhaltigkeitsberatung, Wirtschaftsprüfung) in die 
Entscheidungsfindung eingebunden. 

Externe Schulungen ermöglichen den gezielten 
Kompetenzaufbau auf Leitungs- und Fachbereichsebene. 
Die monatliche Lenkungsrunde (bestehend aus 
Geschäftsführung und Fachbereichsleitungen) dient dem 
strukturierten Austausch zu ESG-Anforderungen und 
regulatorischen Entwicklungen. 

Eine formale, dokumentierte Kompetenzmatrix für 
Nachhaltigkeitsthemen auf Ebene der Leitungsorgane ist für 
den Berichtszeitraum 2026 geplant. 

 
ESRS2.12c Für die MATERNUS übernimmt Mario Ruano-Wohlers 
(Geschäftsführer) die operative Steuerungsverantwortung. Der 
Aufsichtsrat überwacht Effekte aus wesentlichen IROs im 
Rahmen seiner gesetzlichen Aufgaben. 

Die ESG-Stabsstelle als Teil der Unternehmensentwicklung 
koordiniert die übergreifende Steuerung aller IROs und 
berichtet direkt an die Geschäftsführung. Eine Delegierung 
wesentlicher ESG-Entscheidungen an nachgeordnete Ebenen 
ohne Einbindung der Geschäftsführung erfolgt nicht. 

 
ESRS2.12d  
Die Festlegung und Überwachung von Nachhaltigkeitszielen 
erfolgten aktuell im Rahmen folgender Strukturen: 
 

- Monatliche Lenkungsrunde: 



 6

Geschäftsführung und Fachbereichsleitungen diskutieren 
den Fortschritt bei zentralen ESG-Maßnahmen und Zielen. 
Protokolle werden für alle wesentlichen Entscheidungen 
erstellt. 

 
- ESG-Stabsstelle:  
Überprüft und steuert IRO-relevante Daten und berichtet 
regelmäßig an die Geschäftsführung. Die ESG-Stabsstelle 
steuert zudem die Gesamtheit der 
Nachhaltigkeitsinitiativen, die sie – basierend auf 
Erkenntnissen – selbst initiiert, die aus anderen 
Fachbereichen entspringen oder auf Entscheidungen der 
Geschäftsführung basieren.  

 
- Jährliche freiwillige Berichterstattung nach CSRD:  
Dient als formaler Anker zur systematischen Überprüfung 
der Ziele und zur Anpassung der Maßnahmenplanung. 
Eine formale, dokumentierte Zielstruktur mit quantitativen 
Kennzahlen (z. B. Emissionsreduktionsziele, Personal 
-Zielwerte) befindet sich im Aufbau und soll für kommende 
Berichtszyklen implementiert werden. 

 
Zusätzlich wird der Aufsichtsrat der MATERNUS halbjährlich 
durch Berichte des Geschäftsführers über 
den ESG-Fortschritt informiert. 
 

ESRS2.12e Wesentliche IROs sind auf folgende Art in die 
strategische Entscheidungsfindung der Geschäftsführung 
eingebettet: 

 
- Investitionsentscheidungen:  
Bei baulichen Maßnahmen (insbesondere Modernisierung 
von Bestandsimmobilien) werden ökologische 
Anforderungen wie Energieeffizienz und 
Emissionsreduktion als Investitionskriterien berücksichtigt. 

 
- Personalstrategie:  
Die unter ESRS S1 identifizierten wesentlichen IROs fließen 
unmittelbar in Entscheidungen zu Personalgewinnung, -
bindung, Arbeitszeitgestaltung und Schulungsangeboten 
ein (Siehe S1-1). 

 
- Pflegequalität und Patientensicherheit:  
Die unter ESRS S4 identifizierten wesentlichen IROs sind 
Gegenstand laufender Qualitätsmanagementmaßnahmen 
und Schulungsprogramme (Siehe S4-1). 

 
- Compliance und Governance:  
Das etablierte Hinweisgebersystem (G1) ist integraler 
Bestandteil der Compliance-Strukturen und wird gepflegt 
und weiterentwickelt. 
 
- Risikomanagement:  
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Nachhaltigkeitsrisiken werden zunehmend in den sich im 
Aufbau befindlichen Risikomanagementprozess integriert; 
eine vollständige Harmonisierung ist für die folgenden 
Berichtszyklen vorgesehen. 

 

Mögliche Zielkonflikte werden fallbezogen durch die 
Geschäftsführung bewertet. Eine systematische 
Dokumentation von Abwägungsentscheidungen (Trade-off-
Prozess) ist für folgende Berichtszyklen geplant. 

 

GOV-3: ERKLÄRUNG ZUR SORGFALTSPFLICHT  
 
ESRS2.16 Die MATERNUS integriert die nachhaltigkeitsbezogene 
Sorgfaltspflicht gemäß UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und 
Menschenrechte sowie OECD-Leitsätzen in ihre 
Geschäftsprozesse. Die wesentlichen Due-Diligence-Schritte 
und ihre Verortung im Bericht sind wie folgt: 
 

Schritt der Sorgfaltspflicht 
Verortung im CSRD-Bericht 
2025 

1. Verankerung in 
Unternehmensrichtlinien 

ESRS 2 GOV-1 (Governance), 
Ethik- und Verhaltenskodex, 
Lieferantenkodex 

2. Einbeziehung von 
betroffenen Stakeholder 
Gruppen 

ESRS 2 SBM-2 (Stakeholder 
Einbeziehung) 
ESRS 2 IRO-1 (DMA-Prozess) 

3. Identifikation und 
Bewertung negativer 
Auswirkungen 

ESRS 2 IRO-1 (DMA-Prozess), 
ESRS 2 SBM-3 (Wesentliche 
IROs) 

4. Maßnahmen zur 
Verhinderung/Minderung 

ESRS E1-5, S1, S4, G1 
(themenspezifische 
Maßnahmen) 

5. Wirkungsüberwachung ESRS E1-6, S1-6 bis S1-17 
(Kennzahlen und Ziele) 

6. Kommunikation Vorliegende 
Nachhaltigkeitserklärung 

7. Abhilfemaßnahmen und 
Beschwerdemechanismen 

ESRS G1 
(Hinweisgebersystem, 
externer Ombudsmann) 

 

GOV-4: RISIKOMANAGEMENT UND INTERNE KONTROLLEN 
FÜR DIE NACHHALTIGKEITSBERICHTERSTATTUNG  
 
ESRS2.18 Für die Nachhaltigkeitsberichterstattung wurden 
folgende Risikomanagement- und Kontrollprozesse etabliert: 

- Wesentlichkeitsanalyse: 
Im Zuge der jährlichen Berichterstattung werden 
wesentliche Auswirkungen, Risiken, und Chancen auf ihre 
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Aktualität und Datengrundlage im Geschäftsjahr überprüft. 
Zusätzlich werden mit Fachbereichen zusätzliche 
Auswirkungen, Risiken, und Chancen zur Bewertung 
gesammelt. 
 
- Datenerhebung: 
Standardisierte Erhebungsmasken je Fachbereich 
minimieren Eingabefehler und gewährleisten 
Vergleichbarkeit. Jeder Datenpunkt wird von den 
erhebenden Fachbereichen mit Metadaten versehen: 
Datenquelle, verantwortliche Person, 
Berechnungsmethode, Schätzmethode (falls zutreffend) 
und Grad der Datenunsicherheit. 
 
- Interne Kontrolle: 
Alle erhobenen Daten werden innerhalb der ESG-
Stabsstelle im Vier-Augen-Prinzip geprüft. Datenpunkte mit 
signifikanten Schätzanteilen werden gesondert als 
„Schätzung” gekennzeichnet; „0”-Werte werden nur dann 
eingetragen, wenn der Sachverhalt tatsächlich nicht 
vorhanden ist – nicht bei fehlenden Daten. 
 
- Externe Qualitätssicherung: 
Eine externe Instanz (Wirtschaftsprüfung) prüft die 
Konformität der Datenpunkte mit den ESRS-Anforderungen 
im Rahmen einer prüferischen Begleitung auf freiwilliger 
Basis. 
 

- Weiterentwicklung: 
Basierend auf einer Probeberichterstattung im 
Geschäftsjahr 2025 wurden folgende Verbesserungen 
umgesetzt, die durch Forvis Mazars innerhalb einer 
freiwilligen prüferischen Begleitung identifiziert wurden: 
Vollständige Dokumentation aller 
Berechnungsmethoden und Emissionsfaktoren in einem 
zentralen Methodenhandbuch. 
Einführung einer Versionskontrolle für alle Datenextrakte 
inkl. Quellenangabe. 
Implementierung einer Unterscheidung zwischen „0” 
(tatsächlicher Nullwert) und „n.e.” (nicht erhoben) in 
allen Datenerfassungstools. 
Erweiterung der 4-Augen-Prüfung auf alle quantitativen 
Datenpunkte. 

 

1.1.3. STRATEGIE 

SBM-1: STRATEGIE, GESCHÄFTSMODELL UND 
WERTSCHÖPFUNGSKETTE  
 
ESRS2.20a Die MATERNUS ist ein börsennotiertes 
Tochterunternehmen der CURA-Unternehmensgruppe und 
betreibt spezialisierte Rehabilitationskliniken sowie Senioren-
Pflegeeinrichtungen. Das Geschäftsmodell entspricht dem der 
Gruppe. Die Position in der Wertschöpfungskette ist wie folgt: 
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- Vorgelagert:  
Die MATERNUS bezieht die zentralen Inputs (Lebensmittel, 
medizinische Verbrauchsgüter, Pflegehilfsmittel, IT-
Systeme, infrastrukturelle Dienstleistungen) von externen 
Lieferanten. Die strategische Beschaffung erfolgt über den 
Zentral-Einkauf der MATERNUS. 

 
- Eigener Betrieb: 
Das Geschäft der MATERNUS ist die direkte Erbringung 
von Pflege-, Betreuungs- und Gesundheitsdienstleistungen 
an 17 Standorten.  

 
- Nachgelagert:  
Im nachgelagerten Bereich fällt lediglich die Entsorgung 
von Abfällen (einschließlich medizinischer Abfälle) durch 
zertifizierte Drittunternehmen an. Darüber hinaus 
bestehen keine wesentlichen nachgelagerten 
Prozessschritte, da die Pflegeleistung direkt und 
abschließend am Ort der Erbringung entfaltet wird. 

 
Die MATERNUS nimmt eine zentrale, integrierende Rolle in der 
Versorgungskette ein. Sie koordiniert medizinisch-pflegerische 
Versorgung, soziale Betreuung und organisatorische 
Dienstleistungen in einem ganzheitlichen Ansatz. 
 
ESRS2.20b-i  

Dienstleistungsbereich 
Relevanz für 
Nachhaltigkeitsziele 

Stationäre Pflege 
(Pflegeheime) 

Kernleistung; hoher 
Energieverbrauch, intensive 
Personalabhängigkeit 

Ambulante Pflege Fahrzeugflotte (Scope-1-
Emissionen), Fachkräftebedarf 

Betreutes Wohnen Immobilienbezogener 
Energieverbrauch 

Rehabilitation / 
Fachkliniken 

Medizinisch-pflegerischer 
Ressourceneinsatz 

Behindertenbetreuung Sozialer Impact, Inklusion 
 

ESRS2.20b-ii Alle Dienstleistungen werden ausschließlich in 
Deutschland erbracht. Keine Produkte oder Dienstleistungen 
sind in Märkten verboten. 
 
ESRS2.20c Die MATERNUS ist ausschließlich im deutschen 
Gesundheits- und Sozialwesen tätig. Gemäß NACE Rev. 2.1: 

1. Q87.1 – Pflege in Heimen mit Krankenpflegepersonal 

2. Q87.3 – Betreuungseinrichtungen für ältere Menschen und 
Behinderte 

3. Q86.1 / Q86.9 – Gesundheitswesen / Rehabilitationskliniken 

Diese Sektoren stehen in direktem Zusammenhang mit den 
wesentlichen IROs, insbesondere Auswirkungen auf die eigene 
Belegschaft (S1) und auf die Bewohner/Patienten (S4). 
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SBM-2: INTERESSEN UND ANSICHTEN DER 
INTERESSENGRUPPEN  
 
ESRS2.22a Im Rahmen der DMA und der laufenden 
Unternehmenstätigkeit wurden folgende wesentliche 
Stakeholder identifiziert und werden fortlaufend eingebunden: 

Stakeholder Einbindungsformat Häufigkeit 

Mitarbeiter Mitarbeiterbefragungen, 
Betriebsräte, 
strukturierte Interviews 
(DMA) 

Laufend / 
jährlich 

Kunden 
(Bewohner, 
Patienten) 

Kundenbefragungen, 
Beschwerdemanagement 

Laufend 

Angehörige und 
gesetzliche 
Vertreter 

Angehörigengespräche, 
Beschwerdewege 

Laufend 

Lieferanten / 
Geschäftspartner 

Lieferantengespräche, 
Interviews (DMA) 

Anlassbezoge
n / jährlich 

Städte und 
Gemeinden 

Institutionelle Dialoge Anlassbezoge
n 

Im Rahmen der DMA wurden in strukturierten Interviews 
wesentliche Perspektiven dieser Gruppen auf IROs erhoben. 
Erkenntnisse aus Personal- und Kundenbefragungen fließen 
laufend in die strategische Steuerung ein. 

Zusätzlich werden Aktionäre der MATERNUS (als Nutzer der 
Berichterstattung) über den separaten Geschäftsbericht 
informiert. Der Aufsichtsrat integriert Arbeitnehmervertreter 
strukturell als Stakeholder. 

 
ESRS2.22b Aus der Stakeholder-Einbindung wurden folgende 
wesentliche Interessen und Ansichten identifiziert: 
 

- Mitarbeiter: 
Zentrale Anliegen sind Arbeitszeitgestaltung (Vereinbarkeit 
von Beruf und Privatleben), faire Vergütung, Maßnahmen 
zur Reduzierung physischer und psychischer Belastung 
sowie Angebote zur Weiterbildung und 
Karriereentwicklung. 

 
- Kunden und Angehörige:  
Im Vordergrund stehen hohe Pflegequalität, individuell 
abgestimmte Versorgung, Sicherheit (insbesondere 
Sturzprävention), transparente Kommunikation bei 
Änderungen sowie der Schutz der Würde und 
Selbstbestimmung. 

 
- Lieferanten:  
Erwartungen an faire und verlässliche Zahlungspraktiken, 
langfristige Partnerschaftsbeziehungen sowie zunehmend 
Anforderungen an nachhaltige Beschaffungspraktiken. 
 
- Städte und Gemeinden:  
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Interesse an der Aufrechterhaltung der pflegerischen 
Infrastruktur, lokaler Arbeitgeberverantwortung und 
Beteiligung am kommunalen Sozialwesen. 

 
Diese Interessen sind direkt mit den wesentlichen IROs der 
Unternehmensgruppe verknüpft und beeinflussen die 
strategischen Prioritäten. 
 
Aktionäre und Kapitalmarktakteure der MATERNUS erwarten 
eine transparente, verlässliche Finanz- und 
Nachhaltigkeitsberichterstattung sowie Auskunft über 
wesentliche Nachhaltigkeitsrisiken mit Relevanz für den 
Unternehmenswert. 
 
ESRS2.22c Die Geschäftsführung wird auf mehreren Wegen über 
die Interessen und Ansichten wesentlicher Stakeholder 
informiert: 

 

- Monatliche Lenkungsrunde:  
Fachbereiche Personal und Marketing berichten 
regelmäßig über Erkenntnisse aus Mitarbeiter- und 
Kundenbefragungen. 

 
- ESG-Stabsstelle:  
Informiert die Geschäftsführung monatlich über relevante 
Stakeholder-Entwicklungen und ESG-bezogene Anfragen. 

 

- Betriebsräte:  
Arbeitnehmervertreter bringen Anliegen der Belegschaft 
direkt in die Unternehmensführung ein. 

 
- Beschwerdemanagement:  
Rückmeldungen über das Hinweisgebersystem (externer 
Ombudsmann) sowie aus internen Beschwerdewegen 
werden an die zuständigen Geschäftsführungsmitglieder 
weitergeleitet. 

 
- Ad-hoc-Berichterstattung:  
Bei wesentlichen oder dringlichen Stakeholder-Anliegen 
erfolgt eine unmittelbare Eskalation an die 
Geschäftsführung. 

 
Für die MATERNUS erfolgt zusätzlich eine Berichterstattung an 
den Aufsichtsrat im Rahmen der gesetzlich vorgeschriebenen 
Aufsichtsratssitzungen. 

SBM-3: INTERAKTION VON MATERIELLEN IROS UND 
GESCHÄFTSMODELL, STRATEGIE, UND FINANZIELLEN 
EFFEKTEN 
 
ESRS2.24 Die wesentlichen IROs der MATERNUS entstehen 
unmittelbar aus dem Kern des Geschäftsmodells: 
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E1 Klimawandel (zwei wesentliche IROs):  
 
Das energieintensive Betreiben von 17 Pflegeimmobilien 
sowie der aktuell hohe Anteil fossiler Energieträger (ca. 87 
Prozent des Energiemixes 2025) bedingen relevante 
Treibhausgasemissionen. Das Geschäftsmodell ist 
strukturell auf stationäre Einrichtungen angewiesen und 
damit dauerhaft mit diesen Energieverbräuchen 
verknüpft.  
Als strategische Reaktion wird daher besonderer Wert auf 
die Prüfung von Investitionen in Gebäudemodernisierung 
und Energieeffizienz gelegt. 

 
S1 Eigene Belegschaft (sechs wesentliche IROs):  

 
Das personalintensive Dienstleistungsmodell (rund 1.955 
Mitarbeiter) in einem Sektor mit chronischem 
Fachkräftemangel erzeugt strukturelle Belastungen für 
die Belegschaft: Mehrarbeit und Fachkräftemangel mit 
Auslastungsrisiko, physische und psychische Belastung 
durch die Pflegetätigkeit, eingeschränkte Vereinbarkeit 
von Beruf und Privatleben durch Schicht-
/Wochenendarbeit, Diskriminierung und Gewalt am 
Arbeitsplatz. Jedoch bietet die Pflegetätigkeit auch 
strukturierte Möglichkeit zur Implementierung von 
kontinuierlicher Aus- und Weiterbildung und 
systematischer entgeltlicher Gleichstellung. Als 
strategische Reaktion wird daher besonderer Wert auf 
Personalgewinnungs-, Personalschutz- und 

Personalbindungsmaßnahmen sowie die Pflege von 
Weiterbildungsangeboten und Gleichstellungsinitiativen 
gelegt. 

 
S4 Verbraucher/Endnutzer (fünf wesentliche IROs): 
 
Gesundheitliche und sicherheitsrelevante Risiken für 
Pflegebedürftige entstehen durch inhärente 
Eigenschaften des Pflegealltages sowie individuellen 
Vulnerabilitäten der Betroffenen. So können medizinische 
oder pflegerische Versorgungsfehler aufgrund von 
Kommunikationsbarrieren oder potenziell durch eine 
pflegerische Fehlversorgung entstehen. Zusätzlich sind 
besonders ältere Pflegebedürftige durch ihre 
gesundheitliche Vulnerabilität anfälliger für Sturzrisiko, 
Gesundheitsrisiken aus der Lebensmittelversorgung oder 
temperaturbedingte Gesundheitsrisiken.  
Als strategische Reaktion wird daher besonderer Wert auf 
Qualitätsmanagement, Schulungsprogramme, 
Meldesysteme und Sturzpräventionsmaßnahmen gelegt. 

 
G1 Unternehmensführung (ein wesentliches IRO): 
 
Das etablierte Hinweisgebersystem schützt Mitarbeiter 
bei der Meldung von Missständen und trägt zur 
Unternehmenskultur und Compliance bei. Als strategische 
Reaktion wird daher besonderer Wert auf die 
Weiterentwicklung und Bekanntmachung des 
Hinweisgebersystems gelegt. 
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Die identifizierten IROs beeinflussen strategische 
Entscheidungen zu Investitionen (Gebäudemodernisierung), 
Personalstrategie, Qualitätssicherung und Compliance-
Strukturen. 
 
ESRS2.25-33 Es wurden im Rahmen der Wesentlichkeitsanalyse, 
neben den 14 wesentlichen Auswirkungen, keine wesentlichen 
Risiken oder Chancen identifiziert. Es besteht damit keine 
Basis für Angaben nach ESRS2.25-33. 
 

IRO-1: DER PROZESS DER DOPPELTEN WESENTLICHKEIT  
 
ESRS2.35a Die MATERNUS hat im Rahmen der erstmaligen 
Probeberichterstattung nach CSRD (Basisjahr 2024) einen 
strukturierten, mehrstufigen Prozess zur doppelten 
Wesentlichkeitsanalyse (DMA) eingeführt und diesen für die 
Berichterstattung 2025 aktualisiert. Die Prozessschritte sind: 

1. Die Identifikation von Stakeholdern (intern und extern) 
für strukturierte Befragungen und Workshops. 
 

2. Die Identifikation potenzieller Auswirkungen, Risiken, 
oder Chancen (IROs) mit einem ergebnisoffenen Prozess 
entlang der gesamten Wertschöpfungskette; unter 
Einbezug externer Fachberatung. Teil davon war: 
- Die Involvierung von identifizierten Stakeholdern 

über Interviews, Fragebögen und Workshops. 

- Die Durchführung von Klimaszenario-Analysen im 
Zuge der erweiterten Klimaresilienz Analyse. 

- Die jährliche Validierung wesentlicher IROs und 
Einbeziehung von Fachbereichen zur Erhebung 
neuer IROs aus dem laufenden Geschäftsjahr. 

 
3. Die Zusammenführung von IROs mit gleichem 

Themenschwerpunkt. 
 
4. Die Bewertung der IROs nach: 

– Impact Materiality: Schwere (severity) und 
Eintrittswahrscheinlichkeit als zentrale Kriterien 
für negative Auswirkungen. Und Ausmaß, Umfang 
und Eintrittswahrscheinlichkeit für positive 
Auswirkungen. 

– Financial Materiality: Einschätzung finanzieller 
Auswirkungen auf das Unternehmen 
(Risiken/Chancen) anhand definierter 
Schwellenwerte und Eintrittswahrscheinlichkeit. 

 
5. Einstufung der Wesentlichkeit anhand von festgelegten 

Schwellenwerten in Anlehnung an die Bestimmungen 
der ESRS.  

 
6. Validierung über eine Abstimmung mit Fachbereichen 

und Geschäftsführung zur formalen Freigabe der 
wesentlichen IROs. 
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- Berücksichtigter Umfang:  
Eigener Betrieb und vor-/nachgelagerte 
Wertschöpfungskette (mit Ausnahme stark 
dezentraler vorgelagerter Standorte, insbesondere 
Lebensmittellieferanten; begründet durch 
unverhältnismäßig hohen Erhebungsaufwand). 

- Angewandte Methoden und Quellen:  
Interne Daten und Kennzahlen, strukturierte 
Interviews mit internen und externen Stakeholdern, 
externe Markt- und Branchenanalysen, 
Erfahrungswerte aus der Unternehmens- und 
Branchenpraxis. 

 
Weiterentwicklung 2025 (gemäß Feedback aus 
prüferischer Begleitung):  
 
- Explizite Dokumentation aller Schwellenwerte und 

Bewertungsstufen in einem Methodenhandbuch  
- Vollständige Dokumentation aller Prozessschritte inkl. 

Klimaszenario-Analyse 
- Klarstellung des Konsolidierungskreises in der DMA-

Dokumentation  
- Differenzierte Bewertung der betroffenen Population 

(Anzahl der betroffenen Personengruppen) für jedes IRO. 
 
ESRS2.35b Die negativen Auswirkungen wurden nach Schwere (= 
Ausmaß × Reichweite × Unumkehrbarkeit / 3) und 

Wahrscheinlichkeit priorisiert. Positive Auswirkungen wurden 
nach Ausmaß, Umfang, und Eintrittswahrscheinlichkeit 
bewertet. Für Risiken und Chancen wurden monetäre 
Schätzwerte, bezogen auf definierte Zeithorizonte, als 
Grundlage herangezogen und in Skalenwerte überführt. 
 
Bereiche mit erhöhtem Risiko negativer Auswirkungen wurden 
standortspezifisch bewertet. Präventions-, Minderungs- und 
Abhilfemaßnahmen wurden bei der Bewertung berücksichtigt, 
jedoch als Ausgangsniveau – nicht als vollständige Eliminierung 
des Risikos. 
 
ESRS2.35c Zur Identifikation und Bewertung von Auswirkungen 
wurden betroffene Stakeholder (insbesondere Mitarbeiter und 
Kunden) und externe Experten (Nachhaltigkeitsberatung) 
konsultiert. Die Erkenntnisse aus den Interviews und 
Workshops wurden unmittelbar in die IRO-Bewertung 
eingearbeitet. Die Einbindung erfolgte primär während der 
DMA-Phase (2024); eine laufende Stakeholder-Einbindung 
findet über die etablierten Dialogformate 
(Mitarbeiterbefragungen, Kundenbefragungen, Betriebsräte) 
statt. 
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IRO-2: WESENTLICHE AUSWIRKUNGEN, RISIKEN UND 
CHANCEN SOWIE OFFENLEGUNGSPFLICHTEN IN DER 
NACHHALTIGKEITSERKLÄRUNG  
 
ESRS 2.37a Im Rahmen der aktualisierten doppelten 
Materialitätsanalyse aus dem Jahr 2025 wurden für die 
MATERNUS 14 wesentliche IROs identifiziert. 

 

 

 

 

Nr. ESRS Thema Art des 
IROs 

Beschreibung Zeithorizont Wertschöpfungs
kette 

1 E1 Klimaschutz Negative 
Auswirkung 
(Tatsächlich) 

Negativer Einfluss auf den Klimaschutz 
durch den Ausstoß von Treibhausgasen 
im eigenen Geschäftsbetrieb oder 
entlang der Wertschöpfungskette. 

Kurzfristig Eigener Betrieb 

2 E1 Energie Negative 
Auswirkung 
(Tatsächlich) 

Negativer Einfluss auf den Klimawandel 
durch den Energieverbrauch in den 
Einrichtungen aufgrund nicht aktueller 
energetischer Standards in Bezug auf die 
bauliche Substanz der Einrichtungen. 

Kurzfristig Eigener Betrieb 

3 S1 Arbeitszeit Negative 
Auswirkung 
(Tatsächlich) 

Negativer Einfluss auf die physische und 
psychische Belastung der Mitarbeiter 
durch notwendige Mehrarbeit, die auf 
den aktuellen Fachkräftemangel in 
Deutschland zurückzuführen ist. 

Kurzfristig Eigener Betrieb 

4 S1 Gesundheitsschutz 
und Sicherheit 

Negative 
Auswirkung 

Negativer Einfluss auf die physische und 
psychische Belastung der Mitarbeiter 

Kurzfristig Eigener Betrieb 
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(Tatsächlich) durch anstrengende und fordernde 
Tätigkeiten im pflegerischen 
Berufsalltag. 

5 S1 Work-Life-Balance Negative 
Auswirkung 
(Tatsächlich) 

Negativer Einfluss auf die Vereinbarkeit 
von Berufs- und Privatleben durch 
betriebsbedingt notwendige und 
branchenübliche Schicht- und 
Wochenendarbeit. 

Kurzfristig Eigener Betrieb 

6 S1 Gleichstellung der 
Geschlechter und 
gleicher Lohn für 
gleiche Arbeit 

Positive 
Auswirkung 
(Tatsächlich) 

Positiver Einfluss auf die Mitarbeiter 
durch die gesicherte Gleichstellung der 
Geschlechter und fairer und 
geschlechterunabhängiger 
Lohnzahlungen, aufgrund der Vergütung 
nach spezifisch geregelten 
Entgeltgruppen. 

Kurzfristig Eigener Betrieb 

7 S1 Training und 
Entwicklung 

Positive 
Auswirkung 
(Tatsächlich) 

Positiver Einfluss auf die 
Kompetenzentwicklung der Mitarbeiter 
durch interne Schulungsangebote. 

Kurzfristig Eigener Betrieb 

8 S1 Maßnahmen 
gegen Gewalt und 
Belästigung am 
Arbeitsplatz 

Negative 
Auswirkung 
(Potenziell) 

Negativer Einfluss auf die mentale 
Gesundheit der Mitarbeiter durch 
Diskriminierung am Arbeitsplatz. 

Kurzfristig Eigener Betrieb 

9 S4 Zugang zu 
(hochwertigen) 
Informationen 

Negative 
Auswirkung 
(Potenziell) 

Negativer Einfluss auf die 
bedarfsgerechte Versorgung der 
Bewohner oder Patienten durch fehlende 
oder mangelnde Kommunikation 

Kurzfristig Eigener Betrieb 
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bezüglich ihrer medizinischen 
Bedürfnisse. 

10 S4 Gesundheitsschutz 
und Sicherheit 

Negative 
Auswirkung 
(Potenziell) 

Negativer Einfluss auf die Gesundheit 
der Bewohner durch fehlenden Schutz 
gegen temperaturbedingte 
Gesundheitsrisiken. 

Kurzfristig Eigener Betrieb 

11 S4 Gesundheitsschutz 
und Sicherheit 

Negative 
Auswirkung 
(Potenziell) 

Negativer Einfluss auf Gesundheit der 
Bewohner durch medizinische oder 
pflegerische Versorgungsfehler. 

Kurzfristig Eigener Betrieb 

12 S4 Gesundheitsschutz 
und Sicherheit 

Negative 
Auswirkung 
(Tatsächlich) 

Negativer Einfluss auf die Gesundheit 
der Bewohner durch fehlende 
Vorsorgemaßnahmen gegen erhöhte 
Sturzgefahr im Alter. 

Kurzfristig Eigener Betrieb 

13 S4 Gesundheitsschutz 
und Sicherheit 

Negative 
Auswirkung 
(Potenziell) 

Negativer Einfluss auf die Gesundheit 
von Bewohnern aufgrund von 
fehlerhafter Versorgung mit 
Lebensmitteln. 

Kurzfristig Eigener Betrieb 

14 G1 Schutz von 
Hinweisgebern 

Positive 
Auswirkung 
(Tatsächlich) 

Positiver Einfluss auf den Schutz von 
Hinweisgebern durch eine etablierte 
Hinweisgeber-Richtlinie und 
verantwortliche Mitarbeiter, die den 
Prozess und dessen Vertraulichkeit 
verantworten. 

Kurzfristig Eigener Betrieb 
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Alle IROs betreffen primär den eigenen Betrieb. Die 
Auswirkungen entfalten ihre Wirkung hauptsächlich auf 
Mitarbeiter, Bewohner/Patienten und die Umwelt. 

 
ESRS2.37c Es handelt sich um die erste Berichterstattung auf Basis 
der ESRS. Das Berichtsjahr 2025 gilt als Basisjahr für die 
zukünftige Berichterstattung nach ESRS. Es wurde im Jahr 
2024 jedoch bereits eine Probeberichterstattung durchgeführt. 
Die hierbei erhobenen Kennzahlen werden in diesem Bericht 
als Referenzwerte aufgeführt. 
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2. UMWELTINFORMATIONEN  

 
2.1. ESRS E1 – KLIMAWANDEL 

 
In diesem Kapitel wird das Thema Klimawandel aus den 
Perspektiven Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel 
betrachtet. Ziel dieses Kapitels ist es hervorzuheben, in 
welcher Weise die MATERNUS einen Einfluss auf den 
Klimawandel hat und welche Bemühungen zum Klimaschutz 
ergriffen wurden oder zukünftig geplant sind. 
 
ESRS2.24 

Ausschnitt aus Tabelle 1: Übersicht der wesentlichen IROs 
 

IRO-
Nr.  

Thema Art des IROs Beschreibung Zeithorizont Wertschöpfungs-
kette 

1 Klimaschutz Negative 
Auswirkung 
(Tatsächlich) 

Negativer Einfluss auf den Klimaschutz durch den Ausstoß 
von Treibhausgasen im eigenen Geschäftsbetrieb oder 
entlang der Wertschöpfungskette. 

Kurzfristig Eigener Betrieb 

2 Energie Negative 
Auswirkung 
(Tatsächlich) 

Negativer Einfluss auf den Klimawandel durch den 
Energieverbrauch in den Einrichtungen aufgrund nicht 
aktueller energetischer Standards in Bezug auf die bauliche 
Substanz der Einrichtungen. 

Kurzfristig Eigener Betrieb 

  



 20

2.1.1. STRATEGIE IM ZUSAMMENHANG MIT DEM 
KLIMAWANDEL 

 

E1-1: ÜBERGANGSPLAN ZUR EINDÄMMUNG DES 
KLIMAWANDELS   
 
ESRS E1.12 Die MATERNUS hat zum Berichtszeitpunkt keinen 
formalen Übergangsplan zur Eindämmung des Klimawandels 
verabschiedet, der die in ESRS E1-1, Abs. 11(a) aufgeführten 
Hauptmerkmale enthält. 
 
Aufgrund der volatilen regulatorischen Lage, der erstmaligen 
Erhebung vieler Nachhaltigkeitskennzahlen innerhalb der 
Probeberichterstattung für das Geschäftsjahr 2024 und der 
laufenden Entwicklung der Unternehmensstrategie, wurde für 
den Berichtszeitraum 2025 noch kein vollständiger 
Übergangsplan aufgestellt.  
 
Ein Übergangsplan wird in Verbindung mit einer ganzheitlichen 
Nachhaltigkeitsstrategie entwickelt. Eine Verabschiedung wird 
für den Berichtszyklus 2026 angestrebt. 
 
Angaben zu E1.11a–e (Merkmale des Plans) können erst nach 
Fertigstellung des Übergangsplans gemacht werden. 
 

E1-2: ERMITTLUNG KLIMABEDINGTER RISIKEN UND 
KLIMASZENARIO-ANALYSE 
 
ESRS E1.14 Im Rahmen der doppelten Wesentlichkeitsanalyse und 
der Klimaresilienz-Analyse (Mai–Dezember 2025) wurden keine 
wesentlichen klimabezogenen Risiken, weder transitorischer 
noch physischer Art, identifiziert. 
 
ESRS E1.15 Zur Identifikation von Risiken aus klimabezogenen 
Gefahren und Übergangsereignissen bezüglich einer 
klimaneutralen Ökonomie, hat die MATERNUS eine 
Klimaresilienz-Analyse inklusive einer Klimaszenario-Analyse 
durchgeführt. 
 
In dieser wurde anfangs die Wertschöpfungskette des 
Unternehmens hinsichtlich potenziell kritischer Kettenglieder 
untersucht. Dabei konnten weder in der vorgelagerten noch in 
der nachgelagerten Wertschöpfungskette kritische Elemente 
identifiziert werden, deren Ausfall nicht kompensierbar wäre. 
Vor diesem Hintergrund wurde die weitere Analyse auf die 
Vermögenswerte der MATERNUS fokussiert. Ergänzend dazu 
wurden interne und externe Abhängigkeiten in Bezug auf 
Ressourcen, Arbeitskräfte sowie Produkte und 
Dienstleistungen identifiziert und in die weitere Klimaresilienz- 
Analyse einbezogen. 
 
Im Anschluss erfolgte eine Klimaszenario-Analyse zur 
Bewertung physischer Klimagefahren sowie von 
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Übergangsereignissen. Im Rahmen der Analyse wurden 
folgende physische Klimagefahren berücksichtigt: 
 
Kategorie Gefahren 
Temperatur Hitzewellen, Frost, Waldbrände, 

Temperaturwechsel, Hitzestress, 
Temperaturschwankungen, Permafrost 
Tauen 

Wind Windbasiert (tropische Wirbelstürme, 
Stürme, Tornados, Änderung der 
Windmuster) 

Wasser Dürre, starker Niederschlag, Flut, 
Gletscherseeausbruch, Änderung der 
Niederschlagsmuster, 
Niederschlagsvariabilität, 
Ozeansäuerung, Salzwasserintrusion, 
Anstieg des Meeresspiegels, 
Wasserstress 

Feste Masse Lawine, Erdrutsch, Subsidenz, 
Küstenerosion, Erddegration, 
Erderosion, Solifluktion 

 
Diese Gefahren wurden für sämtliche physischen Standorte 
der MATERNUS auf Basis aktueller Klimarisikomodelldaten 
des externen Dienstleisters Munich Re bewertet. Die 
Ergebnisse wurden anschließend unter Berücksichtigung 
relevanter Klimaszenarien konsolidiert, als Risiken bzw. 

Chancen eingeordnet und in die weiterführende 
Wesentlichkeitsanalyse integriert. 
 
Zur Bewertung von Übergangsereignissen wurde auf die 
Einschätzungen der International Energy Agency zu zentralen 
Wendepunkten auf dem Weg zu einer klimaneutralen 
Wirtschaft zurückgegriffen. Diese wurden mit den 
identifizierten Abhängigkeiten sowie den wesentlichen 
Geschäftsaktivitäten der MATERNUS abgeglichen und 
ebenfalls als Risiken und Chancen in die 
Wesentlichkeitsanalyse aufgenommen. 
 
ESRS E1.16 Die Klimaszenario-Analyse wurde anhand von aktuellen 
Klimamodellen für kurz-, mittel-, und langfristige Zeithorizonte 
durchgeführt. 
 
Für physische Klimagefahren wurde das SSP5-/RCP8.5 
Szenario verwendet, welches als Höchst-Emissions-Szenario 
gilt. Es geht von einem Anstieg der globalen 
Durchschnittstemperatur um 4,4°C bis zum Jahr 2100 aus. 
 
Die verwendeten Zeithorizonte sind: 
 
Kurzfristig Mittelfristig Langfristig 
2025 2030 2050 

 
Für Übergangsereignisse wurde die offizielle Einschätzung der 
IEA verwendet, diese betrachtet das RCP1.9 Szenario, welches 
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sich direkt an den Zielen des Pariser Klimaabkommens 
orientiert. 
 
Die verwendeten Zeithorizonte sind: 
 
Kurzfristig Mittelfristig Langfristig 
2035 2045 2050 

 
Aus der Klimaszenario-Analyse wurden insgesamt vier 
physische Risiken und eine transitorische Chance in die 
Materialitätsanalyse aufgenommen. Es wurden jedoch keine 
Klimabezogenen Risiken oder Chancen als wesentlich 
eingestuft. 

E1-3: RESILIENZ IM ZUSAMMENHANG MIT DEM 
KLIMAWANDEL 
 
ESRS E1.18a i Die durchgeführte Klimaresilienz-Analyse zeigt, dass 
das Geschäftsmodell sowie die Strategie der MATERNUS 
insgesamt eine hohe Widerstandsfähigkeit gegenüber 
klimabezogenen Risiken aufweisen. Diese Einschätzung basiert 
insbesondere auf der geografisch breiten Diversifikation des 
Standortportfolios innerhalb Deutschlands, wodurch die 
Auswirkungen lokaler klimabedingter Extremereignisse 
begrenzt werden, sowie auf einer mehrgliedrigen 
Lieferantenstruktur mit bestehenden 
Substitutionsmöglichkeiten, die das Risiko von 
Versorgungsunterbrechungen reduziert. Vor dem Hintergrund 

der vorliegenden Analyseergebnisse ergibt sich derzeit kein 
Anpassungsbedarf für die Unternehmensstrategie im Hinblick 
auf klimabezogene Risiken.  
ESRS E1.18a ii Da keine wesentlichen Klimarisiken identifiziert 
wurden, ergibt sich kein Handlungsdruck für strategische 
Anpassungen aus der Klimaresilienz-Analyse. Die Ergebnisse 
bestätigen die Resilienz des bestehenden Geschäftsmodells.  
 
ESRS E1.18a iii Ein formaler Übergangsplan liegt noch nicht vor (siehe 
E1.12). Die laufenden Maßnahmen zur Emissionsreduktion 
(Energiemonitoring, Prüfung von Investitionen in erneuerbare 
Energien und Gebäudeeffizienz) tragen zur langfristigen 
Klimaresilienz bei. 
 
ESRS E1.18b Für die Klimaresilienz-Analyse bestehen folgende 
Unsicherheiten: 

- Langfristige Klimamodell-Unsicherheiten: 
Klimaprojektionen werden stetig verbessert und auch 
aktuelle Klimarisikomodelle weisen Unschärfe und 
Unsicherheiten auf. 

 
- Regulatorische Unsicherheiten: 
Die weitere Entwicklung der EU-Klimagesetzgebung (z. B. 
Gebäudeenergierichtlinie, CO₂-Bepreisung) ist schwer 
vorherzusagen und könnte die Bewertung transitorischer 
Risiken verändern. 
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- Wertschöpfungsketten-Analyse:  
Die stark dezentralisierte vorgelagerte 
Wertschöpfungskette (insbesondere 
Lebensmittellieferanten) konnte nicht vollständig in die 
Resilienzanalyse einbezogen werden. Die größten 
Lieferpartner wurden auf ihre Signifikanz und 
Substituierbarkeit überprüft, um mögliche Abhängigkeiten 
einzubeziehen. 
 
- Variable Finanzkennzahlen:  
Die Resilienzanalyse wurde auf qualitativer Basis 
durchgeführt und abgeleitete Risiken anschließend auf 
qualitativer und quantitativer Basis bewertet. 
Standortwerte, Schadenshöhen, Reparaturkosten und 
Umsatzzahlen können variieren, wodurch eine quantitative 
Bewertung nur unter Schätzungen stattfinden konnte. 

 
ESRS E1.18c Die MATERNUS verfügt über folgende strukturelle 
Faktoren, die ihre Anpassungsfähigkeit an den Klimawandel 
kurz-, mittel- und langfristig unterstützen: 

- Kurzfristig:  
Bestehende Liquiditätsreserven und Investitionsbudgets 
ermöglichen bei Bedarf kurzfristige Anpassungen (z. B. an 
physische Klimaereignisse auf Standortebene). 
 
- Mittelfristig:  
Laufende Modernisierungsinvestitionen in bauliche 
Infrastruktur können auf klimaadaptive Maßnahmen 

ausgeweitet werden. Der Umstieg auf erneuerbare 
Energien wird als zentraler Dekarbonisierungshebel 
geprüft. 
 
- Langfristig:  
Die breit diversifizierte Standortstruktur und die 
immobilienbezogene Investitionsstrategie schaffen 
Flexibilität für strategische Portfolio-Anpassungen. 

Die Fähigkeit zur Umsetzung von Anpassungsmaßnahmen 
hängt stark von der Verfügbarkeit öffentlicher 
Förderprogramme (z. B. Bundesförderung für effiziente 
Gebäude) und der allgemeinen regulatorischen Entwicklung 
ab. 

 

2.1.2. MANAGEMENT DER AUSWIRKUNGEN, RISIKEN UND 
CHANCEN IM ZUSAMMENHANG MIT DEM 
KLIMAWANDEL 

 

E1-4: STRATEGIEN ZUR EINDÄMMUNG DES KLIMAWANDELS 
UND ZUR ANPASSUNG AN DESSEN FOLGEN 
 
Strategien zu IRO-1:  
Zum Berichtszeitpunkt besteht noch keine formal 
verabschiedete Strategie, die sich spezifisch mit der 
Reduzierung von Treibhausgasemissionen befasst. Die 
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Entwicklung einer Klimaschutzrichtlinie als Bestandteil einer 
ganzheitlichen Nachhaltigkeitsstrategie ist für den 
Berichtszyklus 2026 vorgesehen. 
Rahmengeber, an denen sich die geplante Richtlinie orientieren 
wird, sind: ESRS E1, GHG Protocol, und das Klimaschutzgesetz. 
Der geplante Anwendungsbereich sind der eigene Betrieb (alle 
Standorte) und perspektivisch auch die vorgelagerte 
Lieferkette. Zusätzlich wird die zukünftige Richtlinie sich an 
internationalen Standards (GHG Protocol, ISO 14064) 
orientieren. 
 
Strategien zu IRO-2:  
Zum Berichtszeitpunkt besteht noch keine verabschiedete 
Strategie, die sich spezifisch mit den energetischen Standards 
der operativen Standorte beschäftigt. Die Entwicklung einer 
Klimaschutzrichtlinie als Bestandteil einer ganzheitlichen 
Nachhaltigkeitsstrategie ist für den Berichtszyklus 2026 
vorgesehen. 
 

E1-5: MAßNAHMEN UND MITTEL IM ZUSAMMENHANG MIT 
DEN KLIMASTRATEGIEN 
 
Maßnahmen zu IRO-1 und IRO-2:  
Die MATERNUS erschafft zu diesem Zeitpunkt eine 
strategische Grundlage für eine vollumfängliche 
Nachhaltigkeitsstrategie, in welcher die Dekarbonisierung eine 
wichtige Rolle spielt. Die Datengrundlagen werden in Form von 

Kontroll-Mechanismen und Datenerhebungen für die 
wichtigsten Dekarbonisierungshebel geschaffen.   
 
Energieeffizienz:  

Aufbau eines systematischen Energiemonitorings für alle 
Standorte zur Erfassung von Verbräuchen auf Standortebene, 
um Einsparpotenziale zu identifizieren und Standorte zu 
priorisieren. 

Zusätzlich werden Investitionsmöglichkeiten in energetische 
Gebäudemodernisierung im Rahmen der laufenden 
Investitionsplanung geprüft. 

 

Elektrifizierung: 

Optionen zur systematischen Elektrifizierung eigener 
Vermögenswerte oder Dienstleistungskomponenten, werden 
überprüft. Im Fokus stehen Photovoltaik, Elektrofahrzeuge und 
Grünstromeinkäufe. 

 

Treibhausgas-Bilanzierung:  

Im Zuge der jährlichen Berichterstattung wird eine 
Treibhausgasbilanz auf Basis der Berichts- und 
Rechnungsstandards des GHG-Protocol und den ESRS erstellt. 
Diese dient als Priorisierungsbasis für zukünftige 
Dekarbonisierungsmaßnahmen und 
Energiemanagementprojekte. 
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Durch die bisher laufenden Maßnahmen werden keine direkten 
CO₂-Einsparungen erwartet. Sie dienen in erster Linie als 
Grundlage für zukünftige Maßnahmen zur Einsparung von 
Treibhausgasemissionen. 
 
Es können zu diesem Zeitpunkt keine Angaben zum Einsatz 
finanzieller Mittel für die genannten Maßnahmen gemacht 
werden. 
 

2.1.3. KENNZAHLEN UND ZIELE IM ZUSAMMENHANG MIT 
DEM KLIMAWANDEL 

E1-6: ZIELE IM ZUSAMMENHANG MIT DEM KLIMAWANDEL 
 
Zu diesem Zeitpunkt hat die MATERNUS noch keine 
messbaren, zeitgebundenen und ergebnisorientierten Ziele 
bezüglich IRO-1 und IRO-2 entwickelt. Ziele in Bezug auf 
Treibhausgasreduktion und energetische Sanierung, werden 
im Zuge einer ganzheitlichen Nachhaltigkeitsstrategie gesetzt. 
Die Entwicklung dieser ist für den Berichtszyklus 2026 geplant.   
 

E1-7: ENERGIEVERBRAUCH UND ENERGIEMIX 
 
ESRS E1.25  

Ursprung Verbrauch in 
MWh 

Anteil in Prozent 

a) aus fossilen 
Quellen 

24583,51  87,25 

b) aus nuklearen 
Quellen 

28,79  0,10 

c) aus erneuerbaren 
Quellen 

3482,96  12,36 

Gesamt 28175,95   
 
Energiedaten wurden anhand von Energierechnungen 
berechnet und anschließend anhand von Lieferantenangaben 
auf ihre Ursprünge aufgeteilt. Hierfür wurden, sofern möglich, 
Ursprungsauskünfte der Energierechnungen verwendet. Im 
Fall von bezogener Fernwärme war dies nicht immer möglich, 
wodurch Energieursprünge anhand von öffentlichen Daten, 
direkte Anfragen oder Vorjahreswerten allokiert.  
 
Energie aus erneuerbaren Quellen wurde über den Markt-
basierten Ansatz berechnet. Da keine Grünstromzertifikate 
oder äquivalente Nachweise vorliegen, darf die Energie aus 
erneuerbaren Quellen, basierend auf E1.AR32 i), nicht 
ausgewiesen werden. 
Die Gesamtenergie beinhaltet zusätzlich noch Fernwärme aus 
unvermeidbarer Abwärme und Müllverbrennung, welche nicht 
zusätzlich ausgewiesen werden müssen. 
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 E1-8: SCOPE-1,2,3 BRUTTO-TREIBHAUSGASEMISSIONEN 
 
 Vergleich 2025 Prozentuale 

Veränderung 
 Jahr Emissionen Emissionen  
ESRS E1.29a Scope-1 Emissionen 
(Gesamt) Scope-1 Emissionen in tCO₂e 2024 3922,20  3453,14  -12 
Prozent der Emissionen aus ETS 2024 0 0 0 
ESRS E1.29b Scope-2 Emissionen 
(Gesamt) Ort-basierte Scope-2 Emissionen in tCO₂e 2024 3080,86  2645,92  -14 
(Gesamt) Markt-basierte Scope-2 Emissionen in tCO₂e 2024 2767,82  2174,91  -21 
ESRS E1.29c Scope-3 Emissionen 
(Gesamt) Scope-3 Emissionen in tCO₂e 2024 4228,15  4335,55  3 
1 Erworbene Waren und Dienstleistungen 2024 1977,49  2048,30  4 
2 Investitionsgüter 2024 135,86  170,40  25 
3 Tätigkeiten im Zusammenhang mit Brennstoffen und Energie  2024 970,76  1012,39768 4 
4 Vorgelagerter Transport und Vertrieb 2024 Bereits in Scope-

3.1 und 3.2 
Bereits in Scope-
3.1 und 3.2 

0 

5 Abfallaufkommen in Betrieben 2024 334,74  325,27  -3 
6 Geschäftsreisen 2024 Nicht wesentlich Nicht wesentlich 0 
7 Pendelnde Arbeitnehmer 2024 809,30  779,18  -4 
8 Vorgelagerte geleaste Wirtschaftsgüter 2024 Nicht wesentlich Nicht wesentlich 0 
9 Nachgelagerter Transport 2024 Nicht wesentlich Nicht wesentlich 0 
10 Verarbeitung verkaufter Produkte 2024 Nicht wesentlich Nicht wesentlich 0 
11 Verwendung verkaufter Produkte 2024 Nicht wesentlich Nicht wesentlich 0 
12 Behandlung von Produkten am Ende der Lebensdauer 2024 Nicht wesentlich Nicht wesentlich 0 
13 Nachgelagerte geleaste Wirtschaftsgüter 2024 Nicht wesentlich Nicht wesentlich 0 
14 Franchises 2024 Nicht wesentlich Nicht wesentlich 0 
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15 Investitionen 2024 Nicht wesentlich Nicht wesentlich 0 
Gesamtemissionen 
Gesamtemissionen in tCO₂e (Ortbasiert) 2024 11231,21  10434,61  -7 
Gesamtemissionen in tCO₂e (Marktbasiert) 2024 10918,16  9963,60  -9 
Direkte biogene Emissionen 
In tCO₂e 2024 0  0  0 

 
Scope-1 
Zur Berechnung der direkten Emissionen wurden 
Aktivitätswerte anhand von Energierechnungen, 
Tankkartensystemen, Tankrechnungen und 
Kühlmittelrechnungen erhoben. Diese wurden anschließend 
mit aktuellen Emissionsfaktoren verrechnet. 
 
Scope-2 
Zur Berechnung der indirekten Scope-2 Emissionen wurden 
Aktivitätswerte anhand von Energierechnungen erhoben. Für 
die ortsbasierte Berechnung wurden nationale Faktoren 
verwendet. Für die marktbasierte Berechnung wurden 
Emissionsfaktoren (hierarchisch) von Energierechnungen, 
direkten Auskünften, offiziellen Auskünften (Webseiten) oder 
Vorjahresrechnungen verwendet. 
 
Scope-3 
Scope-3.1: Emissionen wurden anhand von 
Gesamteinkaufswerten nach Warenkategorie in einem 
„Cradle-to-Gate“ Ansatz berechnet.  
 

Scope-3.2: Emissionen wurden anhand von 
Gesamteinkaufswerten nach Warenkategorie in einem 
„Cradle-to-Gate“ Ansatz berechnet. 
 
Scope-3.3: Emissionen wurden anhand von 
Energieverbrauchswerten pro Treibstoff in einem „Well-to-
Tank“ Ansatz berechnet. 
 
Scope-3.4: Emissionen wurden über einen „Cradle-to-
Gate“/“Well-to-Tank“ Ansatz bereits in Scope 3.1-3.3 
berücksichtigt. 
 
Scope-3.5: Emissionen wurden anhand von 
Gesamtabfallkosten über einen durchschnittlichen 
Emissionsfaktor berechnet. 
 
Scope-3.7: Emissionen wurden anhand der Kopfzahl und 
nationalen Pendlerstatistiken per Fahrzeug berechnet. 
 
Für die Berechnung der Scope-1,2 und 3 Emissionen besteht 
eine direkte Abhängigkeit zu Energiedaten aus der 
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vorgelagerten Wertschöpfungskette. Dies gilt insbesondere 
für die Aufteilung nach Energieursprüngen und marktbasierten 
Emissionswerten, basierend auf Auskünften unserer 
Energielieferpartner. 
 

E1-9: TREIBHAUSGASENTFERNUNGEN UND PROJEKTE ZUR 
TREIBHAUSGASMINDERUNG, DIE DURCH 
EMISSIONSZERTIFIKATE FINANZIERT WERDEN 
 

ESRS E1.33 Die MATERNUS nutzt keine Emissionszertifikate. 
 

E1-10: INTERNE CO₂-BEPREISUNG   

 

ESRS E1.36a Die MATERNUS nutzt keine interne CO₂ Bepreisung. 
 

E1-11: VORAUSSICHTLICHE FINANZIELLE AUSWIRKUNGEN 
WESENTLICHER PHYSISCHER RISIKEN UND 
ÜBERGANGSRISIKEN SOWIE POTENZIELLER 
KLIMABEDINGTER CHANCEN 
 

ESRS E1.38a-41 Es wurden innerhalb der Wesentlichkeitsanalyse, 
inklusive der Klimaszenario-Analysen und allgemeinen 
Resilienzanalyse, keine wesentlichen Risiken oder Chancen 
identifiziert. Weitere Angaben nach E1.38-41 entfallen. 
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2.2. EU-TAXONOMIE: OFFENLEGUNG NACH ARTIKEL 8 
DER VERORDNUNG 2020/852 (EU-TAXONOMIE-
VERORDNUNG) 

 
In diesem Kapitel legen wir die vorgeschriebenen Angaben der 
Verordnung zur EU-Taxonomie offen (vgl. Artikel 8 der 
Verordnung (EU) 2020/852 des Europäischen Parlaments und 
des Rates sowie delegierte Verordnungen der Kommission, die 
den Inhalt und andere Modalitäten dieser Angaben festlegen). 
 

2.2.1 HINTERGRÜNDE UND ZIELE 
 
Im Rahmen des European Green Deals hat die EU verschiedene 
Klima- und Nachhaltigkeitsziele verabschiedet, deren Erfüllung 
über diverse Berichterstattungsgesetze erreicht werden soll. 
Dazu gehört auch die VO (EU) 852/2020 (nachfolgend 
„Taxonomie-Verordnung“), die im Juli 2020 in Kraft trat. Diese 
klassifiziert Wirtschaftstätigkeiten für Investitionszwecke als 
nachhaltig bzw. potenziell nachhaltig.  
Gemäß Taxonomie-Verordnung können Wirtschaftstätigkeiten 
nachhaltig sein, wenn sie eines oder mehrere der folgenden 
Ziele unterstützen:  
 
1. Klimaschutz 
2. Anpassung an den Klimawandel 
3. Nachhaltige Wassernutzung 
4. Übergang zur Kreislaufwirtschaft 

5. Minimierung der Umweltverschmutzung 
6. Schutz von Biodiversität und Ökosystemen 
 
Zu den ersten beiden Umweltzielen, die sich auf 
Wirtschaftstätigkeiten und Branchen mit einem besonders 
hohen Anteil an Treibhausgasemissionen fokussieren, hat die 
EU-Kommission bereits im Jahr 2021 eine delegierte 
Rechtsakte veröffentlicht (VO (EU) 2021/2139 und VO (EU) 
2021/2178). Im Juli 2023 hat die EU mit dem Delegierten 
Rechtsakt C (2023) 3850 zur Änderung der Delegierten 
Verordnung (EU) 2021/2139 zusätzliche technische 
Bewertungskriterien für die Umweltziele 1 und 2 der EU-
Taxonomie-VO sowie gleichzeitig mit dem Delegierten 
Rechtsakt C (2023) 3851 zur Ergänzung der Delegierten 
Verordnung 2020/852 erstmals technische 
Bewertungskriterien für die Umweltziele 3 bis 6 festgelegt. 
Alle Wirtschaftstätigkeiten, die in Annex I und Annex II der VO 
(EU) 2021/2139 aufgelistet sind, gelten als taxonomiefähig, also 
potenziell nachhaltig. Diese Rechtsakte definieren darüber 
hinaus, wann eine Wirtschaftstätigkeit taxonomiekonform, 
also tatsächlich nachhaltig ist. Dazu müssen folgende 
zusätzliche Kriterien für die Wirtschaftstätigkeit erfüllt sein: 
 
 Wesentlicher Beitrag zu mindestens einem Umweltziel 

(Art. 10-16 Taxonomie-Verordnung) 
- Durch die Ausführung der Tätigkeit darf keine 

erhebliche Beeinträchtigung eines der anderen 
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Umweltziele vorliegen (DNSH-Kriterien, Art. 17 
Taxonomie-Verordnung) 

 Der Mindestschutz an Sozialstandards muss eingehalten 
werden (Art. 18 Taxonomie-Verordnung) 

 
Sowohl für taxonomiefähige als auch für taxonomiekonforme 
Wirtschaftstätigkeiten werden gem. VO (EU) 2021/2178 
Kennzahlen (KPIs) für Umsatz, Investitionen (Capital 
Expenditure, CapEx) und Betriebsausgaben (Operating 
Expenditure, OpEx) offengelegt.  
 
Als Unternehmen, welches zur Abgabe einer nichtfinanziellen 
Erklärung verpflichtet ist, ist MATERNUS nach Art. 8 Abs. 1 der 
Taxonomie-Verordnung ebenfalls dazu verpflichtet, potenziell 
ökologisch-nachhaltige Wirtschaftstätigkeiten zu den sechs 
Umweltzielen der EU-Taxonomie Verordnung zu identifizieren 
und die entsprechenden Kennzahlen als Leistungsindikatoren 
offenzulegen. Mit der 2023 erfolgten Veröffentlichung des 
Delegierten Aktes zum Umweltschutz (2023/2485) durch die 
EU-Kommission ist MATERNUS zum ersten Mal verpflichtet, 
Angaben zur Taxonomiefähigkeit zu den weiteren vier 
Umweltzielen (nachhaltige Wassernutzung, Übergang zur 
Kreislaufwirtschaft, Minimierung der Umweltverschmutzung 
und Schutz von Biodiversität und Ökosystemen) zu machen. 
Eine Berichterstattung zu den ersten beiden Umweltzielen 
erfolgte bereits in den Vorjahren gemäß den regulatorischen 
Verpflichtungen. 
 

 

2.2.2 BERICHTERSTATTUNG ÜBER DAS GESCHÄFTSJAHR 
2025 

 
Taxonomiefähige Wirtschaftsaktivitäten: 
Die Ergebnisse des letzten Jahres dienen als Grundlage für die 
Bestimmung der Taxonomiefähigkeit. Im Bereich der 
Investitionen und Betriebsausgaben konnten insgesamt drei 
Aktivitäten im Sinne der Taxonomie-Verordnung als 
taxonomiefähig identifiziert werden: 
 
Wirtschaftstätigkeit Kurzbeschreibung 

6.5 Beförderung mit 

Motorrädern, 

Personenkraftwagen und 

leichten Nutzfahrzeugen 

Fahrzeuge für den Patienten- 

und Seniorentransport  

7.2 Renovierung 

bestehender Gebäude 

Instandhaltungsaufwendungen 

für Pflege- und 

Klinikeinrichtungen  

7.3 Installation, Wartung 

und Reparatur von 

energieeffizienten Geräten 

Austausch Bestandsgeräte 

durch energieeffizientere 

Optionen 
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Die Wirtschaftstätigkeit 12.1 „Heime (ohne Erholungs- und 
Ferienheime)“ fällt in den Geltungsbereich des delegierten 
Rechtsakts 2021/2139 (Annex II) und wurde für die MATERNUS 
folgerichtig für das Geschäftsjahr 2021 als taxonomiefähig 
identifiziert. In diesem Geschäftsjahr wird die 
Wirtschaftstätigkeit 12.1 jedoch nicht als taxonomiefähig 
eingestuft. Die EU-Kommission veröffentlichte Ende 2022 in 
einer Mitteilung zur Klärung von offenen Auslegungsfragen, 
dass bestimmte Wirtschaftstätigkeiten im Sinne des Annex II 
der Taxonomie-Verordnung, darunter die Wirtschaftstätigkeit 
12.1, erst nach der Durchführung einer Klimarisiko- und 
Vulnerabilitätsbewertung als taxonomiefähig für Investitionen 
und Betriebsausgaben einzustufen sind. Im Geschäftsjahr 2025 
wurde eine Klimarisiko-Analyse in Form einer Klimaszenario-
Analyse für alle Betriebsstandorte durchgeführt. Eine erneute 
Überprüfung der Taxonomiefähigkeit der Wirtschaftstätigkeit 
12.1 steht zu diesem Zeitpunkt noch aus. Dadurch kann die 
Wirtschaftsaktivität zu diesem Zeitpunkt noch nicht als 
taxonomiefähig eingestuft werden. 
 
Taxonomiekonforme Wirtschaftsaktivitäten: 
Die Überprüfung der technischen Bewertungskriterien der drei 
relevanten Wirtschaftstätigkeiten hat ergeben, dass sich für 
das Geschäftsjahr 2025 die erforderlichen Nachweise 
momentan nicht erbringen lassen. 
 

2.2.3 LEISTUNGSINDIKATOREN GEMÄß EU-
TAXONOMIE 

 
Berechnung der Kennzahlen: 
Nach der Identifizierung der taxonomiefähigen 
Wirtschaftstätigkeiten wurden die Kennzahlen berechnet. Die 
für die Berechnung benötigten konkreten Daten stellten die 
jeweiligen Unternehmen und Geschäftsbereiche zur Verfügung 
und beruhen auf den Zahlen des Konzernabschlusses.  
 
Umsatzerlöse: 
Die Umsatz-Kennzahl entspricht dem Verhältnis des 
Nettoumsatzes aus taxonomiefähigen bzw. -konformen 
Wirtschaftstätigkeiten in einem Geschäftsjahr zum 
Gesamtnettoumsatz im gleichen Geschäftsjahr. Der Nenner 
der Umsatz-Kennzahl bilden die Umsatzerlöse (IFRS 15) des 
Geschäftsjahres 2025. Weitere Informationen zum 
Gesamtnettoumsatz finden Sie im Abschnitt 
„Segmentberichterstattung“ des Konzernanhangs. 
 
Umsatzaktivitäten der MATERNUS werden durch die Anhänge 
des delegierten Rechtsaktes VO (EU) 2021/2139 nicht 
abgedeckt, sodass die Umsatz-Kennzahl keine Relevanz im 
Sinne der Taxonomie-Verordnung hat.  
 
Investitionsausgaben (CapEx): 
Die Investitionsausgaben (CapEx) im Sinne des delegierten 
Rechtsakts VO (EU) 2021/2178, Annex I, Nr. 1.1.2.1 umfassen 
die Zugänge an Sachanlagen, an Nutzungsrechten und 
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immateriellen Vermögenswerten während des betrachteten 
Geschäftsjahres vor Abschreibungen und Neubewertungen, 
einschließlich solcher, die sich aus Neubewertungen und 
Wertminderungen für das betreffende Geschäftsjahr und ohne 
Änderungen des beizulegenden Zeitwertes ergeben. Konkret 
werden folgende Zugänge in die Berechnung des Nenners 
einbezogen: 
 
 Zugänge zu Sachanlagen (IAS 16) 
 Zugänge zu immateriellen Vermögenswerten (IAS 38) 
 Zugänge zu als Finanzinvestition gehaltene Immobilien (IAS 

40) 
 Zugänge zu Landwirtschaft (IAS 41) 
 Zugänge zu Leasingverhältnissen (IFRS 16) 
 
Der Zähler des Investitionskennzahlen setzt sich aus dem Teil 
der im Nenner enthaltenen Investitionsausgaben zusammen, 
der sich auf Vermögenswerte oder -prozesse bezieht, die mit 
taxonomiefähigen bzw. taxonomiekonformen 
Wirtschaftstätigkeiten verbunden sind. 
Bei der MATERNUS sind im Geschäftsjahr 2025 Investitionen 
im Bereich Verkehr (Wirtschaftstätigkeit 6.5 "Beförderung mit 
Motorrädern, Personenkraftwagen und leichten 
Nutzfahrzeugen“) und Baugewerbe und Immobilien 
(Wirtschaftstätigkeit 7.2 „Erwerb von und Eigentum an 
Gebäuden“) angefallen.  
  

Im Geschäftsjahr 2025 sind 82,36 Prozent der 
Investitionsausgaben taxonomiefähig und 17,64 Prozent nicht-
taxonomiefähig.  Der Zähler setzt sich aus Zugängen zu 
Leasingverhältnissen (13.368.541,00 €) zusammen, die sich auf 
die oben genannten zwei Wirtschaftstätigkeiten beziehen. 
 
Betriebsausgaben (OpEx): 
Die Betriebsausgaben (OpEx) im Sinne des delegierten 
Rechtsakts VO (EU) 2021/2178, Annex I, Nr. 1.1.3.1 umfassen 
direkte, nicht kapitalisierte Kosten, die sich auf Forschung und 
Entwicklung, Gebäudesanierungsmaßnahmen, kurzfristiges 
Leasing, Wartung und Reparatur beziehen, sowie sämtliche 
anderen direkten Ausgaben im Zusammenhang mit der 
täglichen Wartung von Vermögenswerten des 
Sachanlagevermögens, die notwendig sind, um die 
Funktionsfähigkeit sicherzustellen. Der Zähler der OpEx-
Kennzahl setzt sich aus dem Teil der im Nenner enthaltenen 
Betriebsausgaben zusammen, der sich auf Vermögenswerte 
oder -prozesse bezieht, die mit taxonomiefähigen bzw. 
taxonomiekonformen Wirtschaftstätigkeiten verbunden sind. 
Bei der MATERNUS sind im Geschäftsjahr 2025 
Betriebsausgaben im Bereich Verkehr (Wirtschaftstätigkeit 6.5 
"Beförderung mit Motorrädern, Personenkraftwagen und 
leichten Nutzfahrzeugen“) und Baugewerbe und Immobilien 
(Wirtschaftstätigkeiten 7.2 „Renovierung bestehender 
Gebäude“) angefallen.  
Im Geschäftsjahr 2025 sind 53,13 Prozent der 
Betriebsausgaben taxonomiefähig und 46,87 Prozent nicht-
taxonomiefähig. Der Zähler setzt sich aus Aufwendungen für 



 33

Gebäudesanierungsmaßnahmen (1.132.101,99 €), Wartung 
und Reparatur und sonstigen anderen direkten Ausgaben 
(107.595,93 €) zusammen, die sich auf die oben genannten zwei 
Wirtschaftstätigkeiten beziehen. 
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BOGEN FÜR DIE Kennzahl VON NICHT-FINANZUNTERNEHMEN 

Meldebogen: Anteil des Umsatzes aus Waren oder Dienstleistungen, die mit taxonomiekonformen Wirtschaftstätigkeiten verbunden sind — 
Offenlegung für das Jahr 2025 

Geschäftsjahr N Jahr Kriterien für einen wesentlichen Beitrag 
DNSH-Kriterien (‚Keine erhebliche 

Beeinträchtigung‘) (h)         

Wirtschafts-
tätigkeiten (1) 

Code 
(a) (2) 

Umsatz (3) 

Umsat
z-

anteil, 
Jahr 2
025 (4) 

K
lim

aschutz (5) 

A
npassung an den 
K

lim
aw

andel (6) 

W
asser (7) 

U
m

w
eltverschm

utzung (8) 

K
reislaufw

irtschaft (9) 

Biologische V
ielfalt (10) 

K
lim

aschutz (11) 

A
npassung an den 

K
lim

aw
andel (12) 

W
asser (13) 

U
m

w
eltverschm

utzung (14)  

K
reislaufw

irtschaft (15) 

Biologische V
ielfalt (16) 

M
indestschutz (17) 

Anteil 
taxonomie-
konformer 

(A.1.)   
oder 

taxonomie-
fähiger (A.2.)  

Umsatz,   
Jahr 2024 

(18) 

Katego-
rie  

ermög-
lichende  
Tätigkei

t (19) 

Kategorie  
Übergangs-  

tätigkeit (20) 

Text   Währung % 

J; N; 
N/E
L (b) 
(c) 

J; N; 
N/EL (b) 

(c) 

J; N; 
N/EL (b) 

(c) 

J; N; 
N/EL (b) 

(c) 

J; N; 
N/EL (b) 

(c) 

J; N; 
N/EL (b) 

(c) 
J/N J/N J/

N 
J/
N 

J/
N J/N J/

N % E T 

A. TAXONOMIEFÄHIGE TÄTIGKEITEN  

A.1. Ökologisch nachhaltige Tätigkeiten (taxonomiekonform)  
Umsatz ökologisch 
nachhaltiger Tätigkeiten 
(taxonomiekonform) (A.
1)   

0,00€ 0% - - - - - - - - - - - - - 0%   

Davon ermöglichende 
Tätigkeiten  0% -  -  -  -  -   - - - - - - -  - 0%  E    

Davon 
Übergangstätigkeiten  0% -           - -  -  -  -  -   - 0%   T 

A.2 Taxonomiefähige, aber nicht ökologisch nachhaltige Tätigkeiten (nicht taxonomiekonforme Tätigkeiten) (g) 

  
EL; 
N/E
L (f) 

EL; 
N/EL (f) 

EL; 
N/EL (f) 

EL; 
N/EL (f) 

EL; 
N/EL (f) 

EL; 
N/EL (f) 
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Umsatz 
taxonomiefähiger, aber 
nicht ökologisch 
nachhaltiger Tätigkeiten 
(nicht taxonomie-
konforme 
Tätigkeiten) (A.2)  

0,00€ 0% -  -  -  -  -  -  

              

0%   

A. Umsatz 
taxonomiefähiger 
Tätigkeiten (A.1+A.2) 

0,00€ 0% -  -  -  -  -  -  

       

0%  

B. NICHT TAXONOMIEFÄHIGE TÄTIGKEITEN                                 

Umsatz nicht 
taxonomiefähiger 
Tätigkeiten  

118.029.711,92 
€ 

100% 
        

                 
      

Gesamt 
118.029.711,92 
€ 

100 %         
                  

      

a) Der Code stellt die Abkürzung des jeweiligen Ziels dar, zu dem die Wirtschaftstätigkeit einen wesentlichen Beitrag leisten kann, sowie die Nummer des Abschnitts der Tätigkeit im entsprechenden 
Anhang, der das Ziel abdeckt, d. h.   
– Klimaschutz: CCM (Climate Change Mitigation)  
– Anpassung an den Klimawandel: CCA (Climate Change Adaptation)  
– Wasser- und Meeresressourcen: WTR (Water)  
– Kreislaufwirtschaft: CE (Circular Economy)  
– Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung: PPC (Pollution Prevention and Control)  
– Biologische Vielfalt und Ökosysteme: BIO (Biodiversity and ecosystems)   
Die Tätigkeit ‚Aufforstung‘ würde zum Beispiel den folgenden Code haben: CCM 1.1  
  
Bei Maßnahmen, die einen wesentlichen Beitrag zu mehr als einem Ziel leisten können, sind die Codes für alle Ziele anzugeben.   
Wenn beispielsweise der Betreiber meldet, dass die Tätigkeit ‚Neubau‘ einen wesentlichen Beitrag zum Klimaschutz und zur Kreislaufwirtschaft leistet, wäre der Code: CCM 7.1. /CE 3.1. 
 
In den Abschnitten A.1 und A.2 dieses Meldebogens sollten dieselben Codes verwendet werden. 
  
b) J – Ja, taxonomiefähige und mit dem relevanten Umweltziel taxonomiekonforme Tätigkeit  
      N – Nein, taxonomiefähige, aber mit dem relevanten Umweltziel nicht taxonomiekonforme Tätigkeit  
      N/EL – ‚not eligible‘, für das jeweilige Umweltziel nicht taxonomiefähige Tätigkeit   
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c) Trägt eine Wirtschaftstätigkeit wesentlich zu mehreren Umweltzielen bei, so geben Nicht-Finanzunternehmen in Fettdruck das relevanteste Umweltziel für die Berechnung der Kennzahl von 
Finanzunternehmen an, wobei Doppelzählungen zu vermeiden sind. Wenn die Verwendung der Erlöse aus der Finanzierung nicht bekannt ist, berechnen die Finanzunternehmen in ihren jeweiligen 
Kennzahl die Finanzierung von Wirtschaftstätigkeiten, die zu mehreren Umweltzielen beitragen, nach dem relevantesten Umweltziel, das von Nicht-Finanzunternehmen in diesem Meldebogen in 
Fettdruck angegeben ist. Ein Umweltziel kann in einer Zeile nur einmal in Fettdruck angegeben werden, um eine Doppelzählung von Wirtschaftstätigkeiten in den Kennzahl von Finanzunternehmen zu 
vermeiden. Dies gilt nicht für die Berechnung der Taxonomiekonformität von Wirtschaftstätigkeiten für Finanzprodukte im Sinne des Artikels 2 Nummer 12 der Verordnung (EU) 2019/2088.  Nicht-
Finanzunternehmen melden auch den Umfang der Taxonomiefähigkeit und -konformität je Umweltziel, wozu auch die Konformität mit jedem der Umweltziele für Tätigkeiten gehört, die wesentlich zu 
mehreren Zielen beitragen, unter Verwendung des nachstehenden Musters: 
 

 Umsatzanteil/Gesamtumsatz 
 Taxonomiekonfor

m je Ziel 
Taxonomiefähig je 
Ziel 

CCM % % 
CCA % % 
WTR % % 
CE % % 
PPC % % 
BIO % % 

 
 

d) Ein und dieselbe Tätigkeit kann nur mit einem oder mehreren Umweltzielen konform sein, für das bzw. die sie taxonomiefähig ist.   

e) Dieselbe Tätigkeit kann taxonomiefähig und nicht mit den relevanten Umweltzielen konform sein.     
 

f) EL – Für das jeweilige Ziel taxonomiefähige Tätigkeit.  
      N/EL – Für das jeweilige Ziel nicht taxonomiefähige Tätigkeit. 
 
g) Tätigkeiten sind nur dann in Abschnitt A.2 dieses Meldebogens anzugeben, wenn sie nicht mit einem Umweltziel konform sind, für das sie taxonomiefähig sind. Tätigkeiten, die mit 
mindestens einem Umweltziel konform sind, sind in Abschnitt A.1 dieses Meldebogens anzugeben. 
 
h) Für die Meldung einer Tätigkeit in Abschnitt A.1 müssen alle DNSH-Kriterien und Mindestschutzanforderungen erfüllt sein. Für die unter A.2 aufgeführten Tätigkeiten können die 
Spalten 5 bis 17 von den Nicht-Finanzunternehmen auf freiwilliger Basis ausgefüllt werden. Nicht-Finanzunternehmen können den wesentlichen Beitrag und die DNSH-Kriterien, die sie 
erfüllen oder nicht erfüllen, in Abschnitt A.2 mit folgenden Codes angeben: a) für den wesentlichen Beitrag: J/N und N/EL anstelle von EL und N/EL sowie b) für DNSH: J/N. 
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Meldebogen: Investitionsanteil aus Waren oder Dienstleistungen, die mit taxonomiekonformen Wirtschaftstätigkeiten verbunden 
sind — Offenlegung für das Jahr 2025 

Geschäftsjahr N Jahr Kriterien für einen wesentlichen Beitrag 
DNSH-Kriterien (‚Keine erhebliche 

Beeinträchtigung‘) (h)         

Wirtschaftstätig-
keiten (1) 

Code 
(a) (2) 

Investitionen 
(3) 

Investiti
onsantei

l, 
Jahr 20

25(4) 

K
lim

aschutz (5) 

A
npassung an den 
K

lim
aw

andel (6) 

W
asser (7) 

U
m

w
eltverschm

utzung (8) 

K
reislaufw

irtschaft (9) 

Biologische V
ielfalt (10) 

K
lim

aschutz (11) 

A
npassung an den 

K
lim

aw
andel (12) 

W
asser (13) 

U
m

w
eltverschm

utzung (14) 

K
reislaufw

irtschaft (15) 

Biologische V
ielfalt (16) 

M
indestschutz (17) 

Anteil 
taxonomie-
konformer 

(A.1.)   
oder 

taxonomie-
fähiger (A.2.)  
Investitionen

,   
Jahr 2024 

(18) 

Katego-
rie  

ermög-
lichende  
Tätigkei

t (19)  

Kategorie  
Übergangs-  

tätigkeit (20) 

Text   Währung % 

J; N; 
N/E
L (b) 
(c) 

J; N; 
N/EL (b) 

(c) 

J; N; 
N/EL (b) 

(c) 

J; N; 
N/EL (b) 

(c) 

J; N; 
N/EL (b) 

(c) 

J; N; 
N/EL (b) 

(c) 
J/N J/N J/

N 
J/
N 

J/
N J/N J/

N % E T 

A. TAXONOMIEFÄHIGE TÄTIGKEITEN  

A.1. Ökologisch nachhaltige Tätigkeiten (taxonomiekonform)  
Investitionen ökologisch 
nachhaltiger Tätigkeiten 
(taxonomiekonform) (A.
1)   

0,00€ 0% - - - - - - - - - - - - - 0%   

Davon ermöglichende 
Tätigkeiten  0% -  -  -  -  -   - - - - - - -  - 0%  E    

Davon 
Übergangstätigkeiten  0% -            - -  -  -  -  -   - 0%   T 

A.2 Taxonomiefähige, aber nicht ökologisch nachhaltige Tätigkeiten (nicht taxonomiekonforme Tätigkeiten) (g) 

  
EL; 
N/E
L (f) 

EL; 
N/EL (f) 

EL; 
N/EL (f) 

EL; 
N/EL (f) 

EL; 
N/EL (f) 

EL; 
N/EL (f) 

                    
Beförderung mit 
Motorrädern, 
Personenkraftw
agen und 

PPC-
6.5  4.503,83 € 0,03 % 

 - - -  -  -  -  

              4,78%     
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leichten 
Nutzfahrzeugen 
Erwerb von und 
Eigentum an 
Gebäuden 

CCM
-7.2 

13.364.037,
17 € 

82,33 
% 

- - - - - - 
       79,88%   

Investitionen 
taxonomiefähiger, aber 
nicht ökologisch 
nachhaltiger Tätigkeiten 
(nicht 
taxonomiekonforme 
Tätigkeiten) (A.2)  

13.368.541,
00 

 € 

82,36
% -  -  -  -  -  -  

              

84,66%   

A. Investitionen 
taxonomiefähiger 
Tätigkeiten (A.1+A.2) 

13.368.541,
00 

 € 

82,36
% -  -  -  -  -  -  

       

84,66%  

B. NICHT TAXONOMIEFÄHIGE TÄTIGKEITEN                                 

Investitionen nicht 
taxonomiefähiger 
Tätigkeiten  

2.863.762,8
3 € 

17,64
% 

        

                 
      

Gesamt 
16.232.273,

83 € 
100,00

%         
                  

      

a) Der Code stellt die Abkürzung des jeweiligen Ziels dar, zu dem die Wirtschaftstätigkeit einen wesentlichen Beitrag leisten kann, sowie die Nummer des Abschnitts der Tätigkeit im entsprechenden 
Anhang, der das Ziel abdeckt, d. h.   
– Klimaschutz: CCM  
– Anpassung an den Klimawandel: CCA  
– Wasser- und Meeresressourcen: WTR  
– Kreislaufwirtschaft: CE  
– Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung: PPC  
– Biologische Vielfalt und Ökosysteme: BIO  
Die Tätigkeit ‚Aufforstung‘ würde zum Beispiel den folgenden Code haben: CCM 1.1  
  
Bei Maßnahmen, die einen wesentlichen Beitrag zu mehr als einem Ziel leisten können, sind die Codes für alle Ziele anzugeben.   
Wenn beispielsweise der Betreiber meldet, dass die Tätigkeit ‚Neubau‘ einen wesentlichen Beitrag zum Klimaschutz und zur Kreislaufwirtschaft leistet, wäre der Code: CCM 7.1. /CE 3.1. 
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In den Abschnitten A.1 und A.2 dieses Meldebogens sollten dieselben Codes verwendet werden. 
 

b) J – Ja, taxonomiefähige und mit dem relevanten Umweltziel taxonomiekonforme Tätigkeit  
      N – Nein, taxonomiefähige, aber mit dem relevanten Umweltziel nicht taxonomiekonforme Tätigkeit  
      N/EL – ‚not eligible‘, für das jeweilige Umweltziel nicht taxonomiefähige Tätigkeit   
c) Trägt eine Wirtschaftstätigkeit wesentlich zu mehreren Umweltzielen bei, so geben Nicht-Finanzunternehmen in Fettdruck das relevanteste Umweltziel für die Berechnung der 
Kennzahl von Finanzunternehmen an, wobei Doppelzählungen zu vermeiden sind. Wenn die Verwendung der Erlöse aus der Finanzierung nicht bekannt ist, berechnen die 
Finanzunternehmen in ihren jeweiligen Kennzahl die Finanzierung von Wirtschaftstätigkeiten, die zu mehreren Umweltzielen beitragen, nach dem relevantesten Umweltziel, das von 
Nicht-Finanzunternehmen in diesem Meldebogen in Fettdruck angegeben ist. Ein Umweltziel kann in einer Zeile nur einmal in Fettdruck angegeben werden, um eine Doppelzählung von 
Wirtschaftstätigkeiten in den Kennzahl von Finanzunternehmen zu vermeiden. Dies gilt nicht für die Berechnung der Taxonomiekonformität von Wirtschaftstätigkeiten für 
Finanzprodukte im Sinne des Artikels 2 Nummer 12 der Verordnung (EU) 2019/2088.  Nicht-Finanzunternehmen melden auch den Umfang der Taxonomiefähigkeit und -konformität 
nach Umweltziel, wozu auch die Konformität mit jedem der Umweltziele für Tätigkeiten gehört, die wesentlich zu mehreren Zielen beitragen, unter Verwendung des nachstehenden 
Musters: 
 

 Investitionsanteil/Gesamt-Investitionen 
 Taxonomiekonfor

m je Ziel 
Taxonomiefähig je 
Ziel 

CCM % % 
CCA % % 
WTR % % 
CE % % 
PPC % % 
BIO % % 

 

 

d) Ein und dieselbe Tätigkeit kann nur mit einem oder mehreren Umweltzielen konform sein, für die sie taxonomiefähig ist.   
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e) Dieselbe Tätigkeit kann taxonomiefähig und nicht mit den relevanten Umweltzielen konform sein.   
   
f) EL – Für das jeweilige Ziel taxonomiefähige Tätigkeit.  
      N/EL – Für das jeweilige Ziel nicht taxonomiefähige Tätigkeit. 
 
g) Tätigkeiten sind nur dann in Abschnitt A.2 dieses Meldebogens anzugeben, wenn sie nicht mit einem Umweltziel konform sind, für das sie taxonomiefähig sind. Tätigkeiten, die mit 
mindestens einem Umweltziel konform sind, sind in Abschnitt A.1 dieses Meldebogens anzugeben. 
 
h) Für die Meldung einer Tätigkeit in Abschnitt A.1 müssen alle DNSH-Kriterien und Mindestschutzanforderungen erfüllt sein. Für die unter A.2 aufgeführten Tätigkeiten können die 
Spalten 5 bis 17 von den Nichtfinanzunternehmen auf freiwilliger Basis ausgefüllt werden. Nicht-Finanzunternehmen können den wesentlichen Beitrag und die DNSH-Kriterien, die sie 
erfüllen oder nicht erfüllen, in Abschnitt A.2 mit folgenden Codes angeben: a) für den wesentlichen Beitrag: J/N und N/EL anstelle von EL und N/EL sowie b) für DNSH: J/N. 
  

 
  



 41

Meldebogen: OpEx-Anteil von Waren oder Dienstleistungen, die mit taxonomiekonformen Wirtschaftstätigkeiten verbunden 
sind — Offenlegung für das Jahr 2025 

Geschäftsjahr N Jahr Kriterien für einen wesentlichen Beitrag 
DNSH-Kriterien (‚Keine erhebliche 

Beeinträchtigung‘) (h)         

Wirtschafts-
tätigkeiten (1) 

Code 
(a) (2) 

OpEx (3) 

OpEx-
Anteil, 

Jahr 20
25(4) 

K
lim

aschutz (5) 

A
npassung an den 
K

lim
aw

andel (6) 

W
asser (7) 

U
m

w
eltverschm

utzung (8) 

K
reislaufw

irtschaft (9) 

Biologische V
ielfalt (10) 

 K
lim

aschutz (11) 

A
npassung an den 

K
lim

aw
andel (12) 

W
asser (13) 

U
m

w
eltverschm

utzung (14)  

K
reislaufw

irtschaft (15) 

Biologische V
ielfalt (16) 

M
indestschutz (17) 

Anteil 
taxonomie-
konformer 

(A.1.)   
oder 

taxonomie-
fähiger (A.2.)  

OpEx,   
Jahr 2023 

(18) 

Katego-
rie  

ermög-
lichende  
Tätigkei

t (19) 

Kategorie  
Übergangs-  

tätigkeit (20) 

Text   Währung % 

J; N; 
N/E
L (b) 
(c) 

J; N; 
N/EL (b) 

(c) 

J; N; 
N/EL (b) 

(c) 

J; N; 
N/EL (b) 

(c) 

J; N; 
N/EL (b) 

(c) 

J; N; 
N/EL (b) 

(c) 
J/N J/N J/

N 
J/
N 

J/
N J/N J/

N % E T 

A. TAXONOMIEFÄHIGE TÄTIGKEITEN  

A.1. Ökologisch nachhaltige Tätigkeiten (taxonomiekonform)  
OpEx ökologisch 
nachhaltiger Tätigkeiten 
(taxonomiekonform) (A.
1)   

0,00€ 0% - - - - - - - - - - - - - 0%   

Davon ermöglichende 
Tätigkeiten  0% -  -  -  -  -   - - - - - - -  - 0%  E    

Davon 
Übergangstätigkeiten  0% -            - -  -  -  -  -   - 0%   T 

A.2 Taxonomiefähige, aber nicht ökologisch nachhaltige Tätigkeiten (nicht taxonomiekonforme Tätigkeiten) (g) 

  
EL; 
N/E
L (f) 

EL; 
N/EL (f) 

EL; 
N/EL (f) 

EL; 
N/EL (f) 

EL; 
N/EL (f) 

EL; 
N/EL (f) 

                    
Beförderung mit 
Motorrädern, 
Personenkraftw
agen und 
leichten 
Nutzfahrzeugen 

 PPC-
6.5 

107.595,93 
€ 4,61% 

 - -  -  -  -  -  

              3,65%     
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Renovierung 
bestehender 
Gebäude 

CCM
-7.2 

1.132.101,9
9 € 

48,52
% 

- - - - - - 
       71,25%   

OpEx taxonomiefähiger, 
aber nicht ökologisch 
nachhaltiger Tätigkeiten 
(nicht 
taxonomiekonforme 
Tätigkeiten) (A.2)  

1.239.697,9
2 

53,13
% 

-  -  -  -  -  -  

              

74,90%   

A. OpEx 
taxonomiefähiger 
Tätigkeiten (A.1+A.2) 

          
1.239.697,9

2 € 

53,13
% 

-  -  -  -  -  -  

       

74,90%  

B. NICHT TAXONOMIEFÄHIGE TÄTIGKEITEN                                 

OpEx nicht taxonomie-
fähiger Tätigkeiten  

1.093.791,2
1 € 

46,87
% 

        
                 

      

Gesamt 
           
2.333.489,1
3 € 

100,00
% 

        
                  

      

a) Der Code stellt die Abkürzung des jeweiligen Ziels dar, zu dem die Wirtschaftstätigkeit einen wesentlichen Beitrag leisten kann, sowie die Nummer des Abschnitts der Tätigkeit im entsprechenden 
Anhang, der das Ziel abdeckt, d. h.   
– Klimaschutz: CCM  
– Anpassung an den Klimawandel: CCA  
– Wasser- und Meeresressourcen: WTR  
– Kreislaufwirtschaft: CE  
– Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung: PPC  
– Biologische Vielfalt und Ökosysteme: BIO  
Die Tätigkeit ‚Aufforstung‘ würde zum Beispiel den folgenden Code haben: CCM 1.1  
  
Bei Maßnahmen, die einen wesentlichen Beitrag zu mehr als einem Ziel leisten können, sind die Codes für alle Ziele anzugeben.   
Wenn beispielsweise der Betreiber meldet, dass die Tätigkeit ‚Neubau‘ einen wesentlichen Beitrag zum Klimaschutz und zur Kreislaufwirtschaft leistet, wäre der Code: CCM 7.1. /CE 3.1. 
 
In den Abschnitten A.1 und A2 dieses Meldebogens sollten dieselben Codes verwendet werden. 
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b) J – Ja, taxonomiefähige und mit dem relevanten Umweltziel taxonomiekonforme Tätigkeit  
      N – Nein, taxonomiefähige, aber mit dem relevanten Umweltziel nicht taxonomiekonforme Tätigkeit  
      N/EL – ‚not eligible‘, für das jeweilige Umweltziel nicht taxonomiefähige Tätigkeit 

c) Trägt eine Wirtschaftstätigkeit wesentlich zu mehreren Umweltzielen bei, so geben Nicht-Finanzunternehmen in Fettdruck das relevanteste Umweltziel für die Berechnung der Kennzahl von 
Finanzunternehmen an, wobei Doppelzählungen zu vermeiden sind. Wenn die Verwendung der Erlöse aus der Finanzierung nicht bekannt ist, berechnen die Finanzunternehmen in ihren jeweiligen 
Kennzahl die Finanzierung von Wirtschaftstätigkeiten, die zu mehreren Umweltzielen beitragen, nach dem relevantesten Umweltziel, das von Nicht-Finanzunternehmen in diesem Meldebogen in 
Fettdruck angegeben ist. Ein Umweltziel kann in einer Zeile nur einmal in Fettdruck angegeben werden, um eine Doppelzählung von Wirtschaftstätigkeiten in den Kennzahl von Finanzunternehmen zu 
vermeiden. Dies gilt nicht für die Berechnung der Taxonomiekonformität von Wirtschaftstätigkeiten für Finanzprodukte im Sinne des Artikels 2 Nummer 12 der Verordnung (EU) 2019/2088.  Nicht-
Finanzunternehmen melden auch den Umfang der Taxonomiefähigkeit und -konformität nach Umweltziel, wozu auch die Konformität mit jedem der Umweltziele für Tätigkeiten gehört, die wesentlich 
zu mehreren Zielen beitragen, unter Verwendung des nachstehenden Musters: 
 

 OpEx-Anteil/Gesamt-OpEx 
 Taxonomiekonfor

m je Ziel 
Taxonomiefähig je 
Ziel 

CCM % % 
CCA % % 
WTR % % 
CE % % 
PPC % % 
BIO % % 

  

d) Ein und dieselbe Tätigkeit kann nur mit einem oder mehreren Umweltzielen konform sein, für die sie taxonomiefähig ist. 
e) Dieselbe Tätigkeit kann taxonomiefähig und nicht mit den relevanten Umweltzielen konform sein.   
f) EL – Für das jeweilige Ziel taxonomiefähige Tätigkeit.  
      N/EL – Für das jeweilige Ziel nicht taxonomiefähige Tätigkeit. 
 
g) Tätigkeiten sind nur dann in Abschnitt A.2 dieses Meldebogens anzugeben, wenn sie nicht mit einem Umweltziel konform sind, für das sie taxonomiefähig sind. Tätigkeiten, die mit 
mindestens einem Umweltziel konform sind, sind in Abschnitt A.1 dieses Meldebogens anzugeben. 
 
h) Für die Meldung einer Tätigkeit in Abschnitt A.1 müssen alle DNSH-Kriterien und Mindestschutzanforderungen erfüllt sein. Für die unter A.2 aufgeführten Tätigkeiten können die 
Spalten 5 bis 17 von den Nichtfinanzunternehmen auf freiwilliger Basis ausgefüllt werden. Nicht-Finanzunternehmen können den wesentlichen Beitrag und die DNSH-Kriterien, die sie 
erfüllen oder nicht erfüllen, in Abschnitt A.2 mit folgenden Codes angeben: a) für den wesentlichen Beitrag: J/N und N/EL anstelle von EL und N/EL sowie b) für DNSH: J/N. “  
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3. SOZIAL-INFORMATIONEN 

 
3.1. ESRS S1 – ARBEITSKRÄFTE DES UNTERNEHMENS 

(EIGENE BELEGSCHAFT)  

Dieses Kapitel stellt dar, wie materielle Auswirkungen, Risiken 
und Chancen in Zusammenhang mit der eigenen Belegschaft 
identifiziert und verwaltet werden. Zudem benennt es 
relevante Personalkennzahlen zu materiellen Themen aus 
dem Bereich ESRS S1.

ESRS2.24 

Ausschnitt aus Tabelle 1: Übersicht der wesentlichen IROs 

IRO-
Nr.  

Thema Art des IROs Beschreibung Zeithorizont Wertschöpfungs-
kette 

3 Arbeitszeit Negative 
Auswirkung 
(Tatsächlich) 

Negativer Einfluss auf die physische und psychische 
Belastung der Mitarbeiter durch notwendige 
Mehrarbeit, die auf den aktuellen Fachkräftemangel in 
Deutschland zurückzuführen ist. 

Kurzfristig Eigener Betrieb 

4 Gesundheitsschutz 
und Sicherheit 

Negative 
Auswirkung 
(Tatsächlich) 

Negativer Einfluss auf die physische und psychische 
Belastung der Mitarbeiter durch anstrengende und 
fordernde Tätigkeiten im pflegerischen Berufsalltag. 

Kurzfristig Eigener Betrieb 

5 Work-Life-Balance Negative 
Auswirkung 
(Tatsächlich) 

Negativer Einfluss auf die Vereinbarkeit von Berufs- und 
Privatleben durch betriebsbedingt notwendige und 
branchenübliche Schicht- und Wochenendarbeit. 

Kurzfristig Eigener Betrieb 

6 Gleichstellung der 
Geschlechter und 

Positive 
Auswirkung 
(Tatsächlich) 

Positiver Einfluss auf die Mitarbeiter durch die 
gesicherte Gleichstellung der Geschlechter und fairer 
und geschlechterunabhängiger Lohnzahlungen, 

Kurzfristig Eigener Betrieb 
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3.1.1. MANAGEMENT DER AUSWIRKUNGEN RISIKEN UND 
CHANCEN IM ZUSAMMENHANG MIT DER EIGENEN 
BELEGSCHAFT  

 

S1-1: STRATEGIEN IN BEZUG AUF DIE EIGENE BELEGSCHAFT   
 
ESRS 2.43 Die MATERNUS verfügt derzeit über keine eigene, 
explizite, übergreifende Menschenrechtsstrategie, in der eine 
formale Selbstverpflichtung zur Umsetzung internationaler 
Menschenrechtsstandards verankert ist. Jedoch bestehen 
innerhalb der MATERNUS umfangreiche interne Regelungen 
und Praktiken, die de facto zentrale menschenrechtliche 
Grundprinzipien adressieren – insbesondere im Bereich 
Arbeitszeit, Arbeits- und Gesundheitsschutz, 
Überlastungsprävention, Ausbildung, faire 

Dienstplangestaltung sowie psychische und physische 
Integrität der Beschäftigten.  
 
Strategie zu IRO-3:  
Die MATERNUS verfolgt eine Arbeitszeit- und 
Gesundheitsschutzstrategie, die das zentrale Ziel hat, die 
Gesundheit und Arbeitsfähigkeit der Mitarbeiter zu schützen 
und gleichzeitig angemessen auf strukturelle Auswirkungen 
des Fachkräftemangels zu reagieren. Sie gilt für alle 
Mitarbeiter in den operativen Einrichtungen der MATERNUS 
und orientiert sich direkt am Arbeitszeitgesetz (ArbZG). 
 
Wesentliche Inhalte der Strategie sind die: 
 

- Begrenzung und Kontrolle von Mehrarbeit über 
verbindliche Überstunden Obergrenzen in 
Betriebsvereinbarungen und Verfahrensanweisungen 
sowie die Nachverfolgung der Einhaltung. 

gleicher Lohn für 
gleiche Arbeit 

aufgrund der Vergütung nach spezifisch geregelten 
Entgeltgruppen. 

7 Training und 
Entwicklung 

Positive 
Auswirkung 
(Tatsächlich) 

Positiver Einfluss auf die Kompetenzentwicklung der 
Mitarbeiter durch interne Schulungsangebote. 

Kurzfristig Eigener Betrieb 

8 Maßnahmen 
gegen Gewalt und 
Belästigung am 
Arbeitsplatz 

Negative 
Auswirkung 
(Potenziell) 

Negativer Einfluss auf die mentale Gesundheit der 
Mitarbeiter durch Diskriminierung am Arbeitsplatz. 

Kurzfristig Eigener Betrieb 
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 Umsetzung von Maßnahmen zur Stressprävention, 

ergonomischen Arbeitsplatzgestaltung sowie 
psychologischen Unterstützungsangeboten im zentralen 
Seminarprogramm sowie im E-Learning. 

 
- Kapazität & Personalplanung zur mittel- und 

langfristigen Entlastung (u. a. Ausweitung der 
Ausbildungsquote, Nachwuchssicherung). 

 
 Kurzfristige Einsatzfähigkeit über finanzielle Boni für das 

Einspringen bei Ausfällen als Anreizmechanismus, geregelt 
in Betriebsvereinbarungen und Arbeitgeberrichtlinien. 

 
Die Strategie wurde unter Einbezug von Betriebsräten, in ihrer 
Funktion als Arbeitnehmervertreter, entwickelt. 
 
Strategie zu IRO-4:  
Die MATERNUS verfolgt eine Gesundheitsschutz- und 
Arbeitssicherheitsstrategie, die darauf ausgerichtet ist, die 
physischen und psychischen Belastungen des pflegerischen 
Arbeitsalltages wirksam zu reduzieren. Sie gilt für alle 
Mitarbeiter in den operativen Einrichtungen der MATERNUS 
und orientiert sich an gesetzlichen Standards. 
 

Wesentliche Inhalte der Strategie sind die: 
 
 Prozessoptimierung zur Entlastung der Pflegekräfte, 

 
- Förderung der physischen Gesundheit,  
 

 und die Qualifizierung von Führungskräften zu Themen der 
Arbeitssicherheit. 

 
Die Strategie wurde unter Einbezug von Pflegekräften, 
Betriebsräten, und Führungskräften entwickelt. 
 
Strategie zu IRO-5:  
Die MATERNUS verfolgt eine Work-Life-Balance und 
Arbeitszeitstrategie, die darauf abzielt, die Vereinbarkeit von 
Berufs- und Privatleben auch unter Früh-, Spät- und 
Nachtschichtbedingungen zu unterstützen. Da der 
Schichtbetrieb aus betrieblichen und branchenspezifischen 
Gründen erforderlich ist, liegt der Fokus der Strategie auf 
Belastungsreduktion, Planbarkeit, Fairness und 
gesundheitlicher Prävention. Die Strategie bezieht sich in 
erster Linie auf Mitarbeiter im Schicht-System und orientiert 
sich an gesetzlichen Standards wie dem Arbeitszeitgesetz und 
der DGUV Vorschrift 1. 
 
Wesentliche Inhalte der Strategie sind die: 
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- Pflege von Arbeitszeitmodellen nach gesetzlichen 
Vorgaben,  

 
- transparente und verlässliche Schichtplanung,  
 
- gleichmäßige Verteilung belastender Schichten,  

 
- Einrichtung von individuellen Unterstützungsangeboten,  
 
- sowie die Bekämpfung von negativen, sozialen und 

gesundheitlichen Auswirkungen von Schichtarbeit. 
 
Die Strategie wurde unter Einbezug von internen 
Dienstplanexperten, Betriebsräten, Führungskräften und 
Familienangehörigen (indirekt) entwickelt. 
 
Strategie zu IRO-6:  
 
Die MATERNUS verfolgt eine Gleichstellungs- und 
Entgeltgleichheitsstrategie, die sicherstellt, dass alle 
Beschäftigten unabhängig von Geschlecht, 
Geschlechtsidentität oder anderen persönlichen Merkmalen, 
gleichwertig vergütet werden. Grundlage hierfür sind tarifliche, 
betriebliche oder per Arbeitgeberrichtlinie geregelte 
Entgeltgruppen, die objektive, transparente und 
diskriminierungsfreie Kriterien vorgeben. Die Strategie gilt für 
alle operativen Mitarbeiter, unabhängig von Vertragsform 

oder Arbeitszeitmodell, für interne Karrierepfade und für 
Recruiting-Prozesse. Sie orientiert sich an dem 
Entgelttransparenzgesetz (EntgTranpG), dem Allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesetz (AGG) und der EU-Richtlinie zur 
Lohntransparenz (2023/970/EU). 
 
Wesentliche Inhalte der Strategie sind die: 
 

 Vergütung ausschließlich auf Basis objektiver Kriterien, 
wie z. B. Aufgabenprofil, Verantwortung, Qualifikation 
und Berufserfahrung. 

 
 Eingliederung der Mitarbeiter in definierte 

Entgeltgruppen. 
 

- jährliche Überprüfung der Entgeltstrukturen, u.a. um die 
Einhaltung von Equal-Pay-Prinzipien sicherzustellen und 
Tariftreue-Regelungen gerecht zu werden. 

 
 Vermittlung von Entgeltgrundsätzen innerhalb der 

Belegschaft. 
 
Die Strategie wurde unter Einbezug von Sozialpartnern und 
Betriebsräten bzw. Gewerkschaften entwickelt. 
 
Strategie zu IRO-7:  
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Die MATERNUS verfolgt eine Personalentwicklungs- und 
Weiterbildungsstrategie, die darauf ausgerichtet ist, die 
fachlichen, methodischen und persönlichen Kompetenzen aller 
Mitarbeitern systematisch zu fördern. Ziel ist es, durch 
strukturierte interne und externe Lernangebote, praxisnahe 
Lernformate sowie kontinuierliche Qualifizierungsmaßnahmen 
eine nachhaltige Kompetenzentwicklung sicherzustellen, die 
die Leistungsfähigkeit der Belegschaft stärkt und zur 
langfristigen Wettbewerbsfähigkeit des Unternehmens 
beiträgt. Die Strategie bezieht sich auf die gesamte Belegschaft 
und basiert auf branchenüblichen Standards und Best-
Practice-Ansätzen. 
 
Wesentliche Inhalte der Strategie sind die: 
 
 Einrichtung und kontinuierliche Pflege eines internen 

Weiterbildungsportfolios zur Abdeckung aktueller und 
zukünftiger Kompetenzanforderungen. 

 
 Förderung einer ganzheitlichen Lernkultur, die 

Wissensaustausch, Selbstlernen und kontinuierliche 
Weiterentwicklung aktiv unterstützt. 
 

 Sicherstellung von Zugänglichkeit und Fairness, sodass 
interne Weiterbildungsangebote zielgruppengerecht allen 

Mitarbeitern offenstehen – unabhängig von deren Funktion, 
Standort oder Beschäftigungsform. 
 

 Stärkung der internen Expertise durch gezielte 
Fachschulungen, E-Learning und Blended-Learning 
Lernformate, Coaching sowie kollegiale Lernmethoden. 
 

 Unterstützung strategischer Unternehmensziele, 
insbesondere in Bezug auf digitale Kompetenz, 
Prozessoptimierung und Qualitätssicherung. 

 
Diese Strategie wurde unter Einbezug von Mitarbeitern, 
insbesondere durch Feedbackschleifen, aber auch durch 
Führungskräfte, interne und externe Trainer und Betriebsräte, 
entwickelt. 
 
Strategie zu IRO-8:  
 
Die MATERNUS verfolgt eine Antidiskriminierungs- und 
Gleichbehandlungsstrategie, die darauf ausgerichtet ist, jede 
Form von Diskriminierung, Belästigung, Mobbing oder 
sonstigem respektlosem Verhalten wirksam zu verhindern. Die 
Strategie zielt darauf ab, die mentale Gesundheit, Würde und 
Sicherheit aller Mitarbeiter zu schützen und ein inklusives, 
wertschätzendes und diskriminierungsfreies Arbeitsumfeld zu 
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schaffen. Sie gilt für alle Mitarbeiter der MATERNUS und 
orientiert sich am Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz 
(AGG), nationalen Arbeitsschutzvorschriften und 
Betriebsvereinbarungen. 
 
Wesentliche Inhalte der Strategie sind die: 
 
 Pflege eines Null-Toleranz-Prinzips gegenüber 

Diskriminierung aufgrund von Geschlecht, Herkunft, 
Religion, Alter, Behinderung, sexueller Identität, 
Weltanschauung oder anderer geschützter Merkmale. 

 
- Einführung und Pflege eines strukturierten Melde- und 

Eskalationsprozesses, einschließlich Vertraulichkeit, 
Schutz vor Repressalien und definierten 
Bearbeitungsfristen. 

 
 Verteilung klarer Verantwortlichkeiten innerhalb der 

Personalabteilung und der Führungsebenen für 
Interventionen, Aufklärung und Nachverfolgung. 

 
Die Strategie wurde unter Einbezug von Mitarbeitern, 
insbesondere über Stimmungsanalysen, aber auch durch 
Betriebsräte und Führungskräfte, entwickelt. 

S1-2: VERFAHREN ZUR EINBEZIEHUNG DER EIGENEN 
BELEGSCHAFT UND VON ARBEITNEHMERVERTRETERN IN 
BEZUG AUF AUSWIRKUNGEN 
 
ESRS S1.12a Zur Erfassung der Perspektive von Mitarbeitern, die 
besonders anfällig für Auswirkungen sind oder potenziell 
marginalisiert werden, setzt MATERNUS 
Mitarbeiterbefragungen ein. Hier werden die speziellen 
Bedürfnisse und Wahrnehmungen unterschiedlicher 
Beschäftigungsgruppen sichtbar. Darüber hinaus dienen die 
regionalen Qualitätszirkel, die in der Regel viermal im Jahr 
stattfindenden, als kontinuierliche Austauschplattform. In 
diesen Treffen werden regelmäßig praxisnahe Themen der 
Arbeitsbedingungen, Belastungen und Prozessqualität 
besprochen. Dabei haben Mitarbeitende die Möglichkeit, 
Herausforderungen direkt einzubringen. 
 
ESRS S1.12b Das Unternehmen hat keine globalen 
Rahmenvereinbarungen abgeschlossen. Mitbestimmungs- und 
Arbeitnehmerrechte werden stattdessen über nationale 
Betriebsvereinbarungen bzw. Tarifverträge gemäß deutschem 
Arbeitsrecht geregelt. 
 
ESRS S1.13 Den Mitarbeitern stehen mehrere strukturierte und 
zugängliche Kanäle zur Verfügung, um Anliegen, Bedürfnisse 
oder Beschwerden einzubringen und deren Bearbeitung zu 
ermöglichen. Das Unternehmen verfügt über eine verbindliche 
Verfahrensanweisung (VA) „Feedbackmanagement“, die den 
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Prozess der Annahme, Bearbeitung und Rückmeldung von 
Mitarbeiter Feedback klar regelt.  
 
Die verfügbaren Kanäle sind: 
 

- Anonyme Feedbackkarten: 
Mitarbeiter können ihre Anliegen jederzeit über 
bereitgestellte Feedbackkarten anonym in dafür 
vorgesehene Briefkästen abgeben. Die Meldungen werden 
regelmäßig durch das interne Qualitätsmanagement und 
die Leitungskräfte gesichtet und unter vollständiger 
Anonymität bearbeitet.  

 
- Zentrale Kontaktmöglichkeit per E-Mail: 
Zusätzlich steht der Belegschaft eine zentrale 
E‑Mail‑Adresse zur Verfügung, über die Rückmeldungen, 
Hinweise oder Beschwerden direkt an das Zentrale 
Qualitätsmanagement gerichtet werden können. Dieser 
Meldeweg ermöglicht eine individuelle Klärung sowie eine 
direkte Rückmeldung an die Mitarbeiter. 
 
- Externer Ombudsmann: 
Als weiterer unabhängiger Kanal steht ein externer 
Ombudsmann zur Verfügung. Mitarbeitende können sich 
mit sensiblen oder kritischen Anliegen vertrauensvoll an 
diesen wenden. Dies stärkt den Schutz der 
Hinweisgebenden und erhöht die Unabhängigkeit des 
Beschwerdeverfahrens. 

 
Die Wirksamkeit der Meldewege wird durch die regelmäßige 
Auswertung eingehender Meldungen, die Dokumentation der 
Bearbeitungsschritte im Rahmen des Feedbackmanagements 
sowie die Ableitung und Umsetzung von 
Verbesserungsmaßnahmen sichergestellt. 
Rückmeldeschleifen, interne Besprechungen sowie die 
Einbindung der verantwortlichen Führungskräfte und des 
Zentralen Qualitätsmanagements, tragen dazu bei, dass 
Anliegen zeitnah geprüft und angemessen bearbeitet werden. 
Die Kombination aus anonymen und personalisierten 
Meldewegen berücksichtigt unterschiedliche Bedürfnisse der 
Mitarbeiter. 
 
ESRS S1.14 Wenn das Unternehmen wesentliche negative 
Auswirkungen auf Mitarbeitende verursacht oder daran 
mitgewirkt hat, wird ein strukturierter Prozess ausgelöst. 
Dieser umfasst die Erfassung des Vorfalls, die Analyse der 
Ursachen sowie die Ableitung und Umsetzung von 
Abhilfemaßnahmen. Die Maßnahmen werden, sofern möglich, 
gemeinsam mit den betroffenen Mitarbeitern, den 
Führungskräften, der Arbeitnehmervertretung und – wenn 
erforderlich – externen Stellen abgestimmt. Der Fachbereich 
Qualitätsmanagement begleitet den Prozess, dokumentiert 
alle Schritte und prüft die Wirksamkeit der Maßnahmen. 
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S1-3: MAßNAHMEN UND RESSOURCEN IM ZUSAMMENHANG 
MIT DER EIGENEN BELEGSCHAFT 
 
IRO-3:  
Im Geschäftsjahr 2025 wurden folgende Maßnahmen zur 
Abhilfe und Einschränkung der Belastung der Mitarbeiter 
durch Mehrarbeit aufgrund des Fachkräftemangels 
durchgeführt: 
 

- Die Nutzung eines Überlastungs- und Frühwarnsystems, 
spezifisch zur systematischen Erfassung von 
Überstunden, Krankheitsquoten und kurzfristigen 
Kapazitätsengpässen.  

- Eine darauf basierende monatliche Berichterstattung an 
Führungskräfte zur Ableitung von Gegenmaßnahmen. 

- Die Nutzung eines Überwachungsberichtes für 
Auszubildende inklusive Ausbildungszahlen, 
Übernahmen, Abbruchquoten und 
Praxisanleitungskapazitäten. Der Bericht wird als 
Kontrollmechanismus für Kapazitätsplanung und 
Nachwuchssicherung genutzt. 

- Die Durchführung von Gesundheitsseminaren im 
zentralen Seminarprogramm zur Stressprävention, 
Überprüfung von ergonomischen Arbeitstätigkeiten und 
dem Anbieten von Unterstützungsangeboten.  

- Das Anbieten von Anreizmechanismen in Form 
finanzieller Boni für das Einspringen bei geringer 
Mitarbeiterverfügbarkeit. 

 
Zusätzlich für die kommenden 24 Monate werden Maßnahmen 
zur Erhöhung der Ausbildungsquote und -Qualität der 
Ausbildungen geplant. 
 
Ziel dieser Maßnahmen ist die Senkung von Überstunden, 
Krankheitsquoten und kurzfristigen Kapazitätsengpässen, 
insbesondere durch eine Steigerung der Mitarbeiterzahl. 
Hierfür setzt das Unternehmen auf eine erhöhte Ausbildungs- 
und Übernahmezahl, bessere Vorausplanung der Arbeitszeiten 
und belastbare Überwachungssysteme. 
 
Für die Umsetzung der Maßnahmen wurden insgesamt vier 
vollzeitäquivalente Ressourcen und Budgets für Seminare, 
Beratung und E-Learning, eingesetzt. 
 
 
IRO-4:  
Im Geschäftsjahr 2025 wurden folgende Maßnahmen zur 
Abhilfe und Einschränkung der anstrengenden und fordernden 
Tätigkeiten im pflegerischen Berufsalltag durchgeführt: 
 

- Die Umsetzung von Prozessoptimierungen zur 
Entlastung der Mitarbeiter, insbesondere durch die 
Optimierung der digitalen Dokumentation sowie die 
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Reduktion nicht-wertschöpfender Tätigkeiten in den 
Bereichen Küche, Hauswirtschaft und Reinigung. 

- Die Erweiterung ergonomischer Unterstützung durch 
die Anschaffung neuer Hebehilfen und Transfergeräte 
sowie der Ausbau kinästhetischer Schulungen zur 
körperlichen Entlastung. 

- Die Durchführung von Maßnahmen zur 
Führungskräftequalifizierung, darunter Trainings zu 
gesunder Führung, dem Erkennen psychischer 
Belastungen sowie zur Verbesserung der 
Gesprächsführung. 

- Und der Ausbau digitaler Assistenzsysteme, 
einschließlich der Erprobung sprachgestützter 
Dokumentationslösungen. 

 
Zusätzlich geplant für die kommenden 12 bis 24 Monate 
werden Maßnahmen zum weiteren Ausbau digitaler 
Assistenzsysteme und gesundheitsbezogener Seminare, wie 
Stressbewältigungsangebote, Coaching und Supervision sowie 
intensivierte und jährlich wiederkehrende Schulungen zur 
kinästhetischen Pflege. 
 
Ziel dieser Maßnahmen ist die Senkung körperlicher 
Überlastungen, insbesondere im Rücken- und Schulterbereich, 
sowie die Verbesserung der psychischen Stabilität der 
Mitarbeiter durch gesunde Führung und betriebliches 

Gesundheitsmanagement. Darüber hinaus sollen effizientere 
Prozesse mehr Zeit für die Betreuung von Bewohnern schaffen, 
die Arbeitszufriedenheit steigern und die Arbeitsbedingungen 
attraktiver gestalten, um die Mitarbeiterbindung sowie die 
Rekrutierung zu verbessern. 
 
Für die Umsetzung der Maßnahmen wurden Investitionen in 
ergonomische Arbeitsmittel, Budgetmittel für Angebote des 
betrieblichen Gesundheitsmanagements, wie Rückenschule 
und Seminare, Schulungskosten für kinästhetische Pflege und 
Führungskräfteentwicklung sowie IT-Kosten für digitale 
Dokumentationssysteme eingesetzt. 
 
IRO-5:  
Im Geschäftsjahr 2025 wurden folgende Maßnahmen zur 
Abhilfe und Einschränkung der Auswirkungen von Schicht- und 
Wochenendarbeit umgesetzt: 
 

- Die Erhöhung der Planungssicherheit durch die 
Umsetzung einer Verfahrensanweisung zur 
Urlaubsplanung mit langfristiger Dienstplanabdeckung 
sowie die Verhandlung von zwei 
Betriebsvereinbarungen zur Urlaubsplanung. 

- Die Gewährung einer Zulage für im Schichtdienst 
beschäftigte Mitarbeitende zur Steigerung der 
Anreizwirkung und zur gleichmäßigeren Verteilung von 
Schichtarbeit im Betrieb. 
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- Und die Anpassung der Zuschläge für Schichtarbeit auf 
das jeweils regional übliche Entgeltniveau, ebenfalls mit 
dem Ziel einer ausgewogeneren Verteilung der 
Schichtarbeit. 

 
Zusätzlich werden in den kommenden 12 bis 24 Monate 
Maßnahmen zur weiteren Steigerung der Attraktivität von 
Schichtarbeit umgesetzt, insbesondere die Erhöhung der 
Zulagen für im Schichtdienst beschäftigte Mitarbeitende über 
den Benchmark des TVöD hinaus sowie eine erneute 
Anpassung der Zuschläge an das regional übliche 
Entgeltniveau. 
 
Ziel dieser Maßnahmen ist die Erhöhung der Zufriedenheit und 
Bindung der Mitarbeiter im Schichtbereich, die Reduzierung 
von Übermüdung und gesundheitlichen Belastungen sowie eine 
verbesserte Planbarkeit der Arbeitszeiten zur Entlastung der 
privaten Lebensorganisation. Darüber hinaus sollen 
Ausfallquoten durch bessere Selbststeuerung gesenkt und 
eine stabilere Personalbesetzung durch stärkere 
Mitarbeiterorientierung erreicht werden. 
 
Für die Umsetzung der Maßnahmen wurden Investitionen in 
digitale Tools zur Schichtplanung, Schulungskosten für 
Führungskräfte im Umgang mit Dienstplanungssoftware sowie 
finanzielle Mittel für erhöhte Zuschläge und Anreizsysteme für 
Nacht- und Wochenendarbeit eingesetzt. 
 

 
IRO-6:  
Im Geschäftsjahr 2025 wurden folgende Maßnahmen zur 
Gewährleistung und Förderung von entgeltlicher 
Gleichstellung durchgeführt:  
 

- Die Pflege eines strukturierten und 
geschlechterneutralen Verfahrens zur Entgeltfindung 
für Einrichtungsleitungen, welches für leitende 
Angestellte sowie außertariflich vergütete 
Einrichtungsleitungen in tarifgebundenen Betrieben gilt. 
Dabei wurde ein 6-Augen-Prinzip zur Sicherstellung 
objektiver und diskriminierungsfreier Entscheidungen 
verankert sowie transparente Bewertungskriterien, wie 
Aufgabenprofil, Verantwortungsbereiche, 
Berufserfahrung und Standortparameter, definiert.  

- Zusätzlich erfolgt ein Abgleich der Vergütungsbänder 
mit Benchmark-Daten der Bundesagentur für Arbeit zur 
Sicherstellung von Equal Pay und Marktüblichkeit. 

- Zudem wurde die Vorbereitung zur Umsetzung des 
künftigen Entgelttransparenzgesetzes eingeleitet, 
insbesondere für den nicht tariflich geregelten Teil der 
Belegschaft (unter 10 Prozent). Hierzu zählen der 
Aufbau von Prozessen zur Erfüllung gesetzlicher 
Informationspflichten, die Vorbereitung strukturierter 
Lohnstrukturberichte sowie die Überarbeitung und 
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Harmonisierung bestehender Vergütungsgrundsätze 
anhand einheitlicher Systematiken und Kriterien. 

 
Zusätzlich werden in den kommenden 12 bis 24 Monaten 
Maßnahmen zur Implementierung der gesetzlichen Vorgaben 
ab deren Inkrafttreten umgesetzt. Dazu zählen die Erfüllung 
der Informationspflichten, die Bereitstellung gesetzlich 
geforderter Transparenzberichte sowie regelmäßige 
Prüfungen zur Sicherstellung der Equal-Pay-Konformität. 
Darüber hinaus ist die Weiterentwicklung objektiver 
Bewertungsverfahren für nicht-tariflich erfasste Rollen 
vorgesehen, einschließlich einheitlicher Kriterienkataloge, 
geschlechterunabhängiger Einstufungsprinzipien und 
entsprechender Schulungen für Personalabteilung und 
Führungskräfte. 
 
Ziel dieser Maßnahmen ist die Sicherstellung von 
Entgeltgleichheit für alle nicht tariflich geregelten Positionen, 
die Reduzierung geschlechtsbezogener Entgeltunterschiede, 
insbesondere in außertariflichen und leitenden Funktionen, 
sowie die Stärkung von Transparenz und Vertrauen in faire 
Vergütungsprozesse. Gleichzeitig sollen regulatorische 
Anforderungen erfüllt, Vergütungsstrukturen 
professionalisiert und ein Beitrag zur Gleichstellungs- und 
Entgeltgleichheitsstrategie geleistet werden. 
 
Für die Umsetzung der Maßnahmen wurden keine erheblichen 
finanziellen Ressourcen benötigt. Die Umsetzung erfolgt im 

Rahmen bestehender Personalabteilung- und 
Regionalleitungsressourcen sowie regulärer Arbeitsabläufe, 
ohne zusätzliche Investitions-, Personal- oder 
Beratungskosten. 
 
IRO-7:  
Im Geschäftsjahr 2025 wurden folgende Maßnahmen zur 
Gewährleistung und Förderung von Trainings- und 
Weiterbildungsmöglichkeiten durchgeführt: 
 

- Die Erweiterung digitaler Lernformate, darunter E-
Learnings, Webinare und Micro-Learning-Module, zur 
Verbesserung der flexiblen und ortsunabhängigen 
Weiterbildungsmöglichkeiten. 

- Der Ausbau des Schulungsangebotes für alle 
Führungsebenen, einschließlich digitaler Lernpfade und 
Blendend-Learning-Formate zur systematischen 
Führungskräfteentwicklung. 

- Die Qualifizierung des internen Trainer-Pools durch 
Train-the-Trainer-Programme zur Sicherstellung einer 
hohen Trainingsqualität. 

- Die Erweiterung des internen und externen Trainer-
Pools zur Förderung des bereichsübergreifenden 
Wissenstransfers. 

- Die Konzeption eines Talentpools sowie des „CURA-
Karrierehauses“, einschließlich der Vorbereitung des 
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Talent-Programmes mit Seminarbroschüre 2026, zur 
transparenten Darstellung von Karrierewegen und zur 
gezielten Förderung individueller Entwicklung. 

 
Zusätzlich werden in den kommenden 12 bis 24 Monaten 
Maßnahmen zur weiteren Professionalisierung und Ausweitung 
der Weiterbildungsangebote umgesetzt, insbesondere die 
kontinuierliche Erweiterung des Weiterbildungsportfolios, die 
Einführung eines unternehmensweiten Kompetenzmodells für 
alle Rollenprofile sowie die Verbesserung der digitalen 
Lernzugänglichkeit für sämtliche Beschäftigtengruppen. 
 
Ziel dieser Maßnahmen ist die Steigerung der Teilnahmequote 
an internen Schulungsangeboten, der kontinuierliche Ausbau 
des Weiterbildungsportfolios um mindestens 10 neue Module 
pro Jahr sowie die nachhaltige Verbesserung der 
Kompetenzentwicklung und Qualifikation der Mitarbeiter. 
Darüber hinaus soll der Zugang zu digitalen Lernangeboten 
erleichtert und der Wissenstransfer im Unternehmen gestärkt 
werden. 
 
Für die Umsetzung der Maßnahmen wurden betriebliche Mittel 
für digitale Lernplattformen, interne und externe Trainer 
Leistungen sowie die Entwicklung von Lerninhalten eingesetzt.  
Darüber hinaus wurden keine erheblichen finanziellen 
Einzelbeträge identifiziert, die gesondert im Jahresabschluss 
auszuweisen waren. 
 

IRO-8:  
Im Geschäftsjahr 2025 wurden folgende Maßnahmen zur 
Abhilfe und Einschränkung von potenzieller Diskriminierung 
am Arbeitsplatz umgesetzt:  
 

- Die Stärkung des Beschwerde- und Meldesystems 
durch die Überarbeitung des Meldeprozesses gemäß 
interner Verfahrensanweisungen für meldepflichtige 
Vorgänge, mit Implementierung im Berichtszeitraum 
und geplanter kontinuierlicher Weiterentwicklung. 

- Die Durchführung von Sensibilisierungskampagnen zur 
Unternehmenskultur, insbesondere auf Basis der 
Leitsätze eines respektvollen und wertschätzenden 
Miteinanders, durch interne 
Kommunikationsmaßnahmen zu Verhaltensstandards 
und respektvollem Verhalten, welche bereits eingeführt 
wurden und fortlaufend weitergeführt werden. 

 
In den kommenden 12 bis 24 Monaten ist zusätzlich der 
Ausbau von Unterstützungsangeboten für mentale Gesundheit, 
insbesondere durch die Erweiterung von Coaching- und 
Supervisionsangeboten, sowie der Ausbau von 
Führungskräfteprogrammen, geplant. Diese umfassen 
Trainingsmodule zum frühzeitigen Erkennen von Konflikten 
sowie zu deeskalierender Kommunikation und Intervention, mit 
geplanter Konzepterstellung im Folgejahr und 
unternehmensweitem Rollout, innerhalb von 2 Jahren. 
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Ziel dieser Maßnahmen ist die Reduktion potenzieller 
Diskriminierungsvorfälle durch präventive Ansätze und klare 
Prozesse. Auch die Verbesserung der mentalen Gesundheit 
durch ein sicheres und wertschätzendes Arbeitsumfeld, sowie 
die Erhöhung der Meldebereitschaft durch transparente und 
vertrauenswürdige Meldekanäle, sollen dadurch gestärkt 
werden. Darüber hinaus soll die Sensibilisierung für 
diskriminierungsfreies Verhalten, das Vertrauen in 
Führungskräfte und in Personal-Prozesse gestärkt werden. 
Eine nachhaltige und respektvolle Unternehmenskultur ist das 
Ziel. 
 
Für die Umsetzung der Maßnahmen wurden interne 
betriebliche Ressourcen, insbesondere Personalressourcen in 
den Bereichen Personal, Führungskräfteentwicklung und Recht 
sowie Mittel für externe Coaches, Supervisoren und 
Schulungsanbieter, eingesetzt. Es wurden keine gesondert 
erheblichen finanziellen Einzelbeträge identifiziert, die im 
Jahresabschluss separat ausgewiesen werden mussten. 
 

3.1.2. KENNZAHLEN UND ZIELE IM ZUSAMMENHANG MIT 
DER EIGENEN BELEGSCHAFT  

 

S1-4: ZIELE IN BEZUG AUF DIE EIGENE BELEGSCHAFT 
 

Im Zuge der erstmaligen Berichterstattung nach ESRS und der 
Entwicklung eines ESG-Management Systems hat die 
MATERNUS zu diesem Zeitpunkt keine Ziele bezüglich der 
identifizierten IROs im Themenkomplex S1 etabliert. Es 
bestehen interne Zielsetzungen, die bereits Kontaktpunkte zu 
den identifizierten wesentlichen Themen aufzeigen, jedoch 
nicht den Anforderungen der ESRS 2 GDR-T vollumfänglich 
entsprechen. 
 
Konkrete, messbare, zeitgebundene, und ergebnisorientierte 
Ziele zum Management der identifizierten wesentlichen IROs 
werden voraussichtlich im Geschäftsjahr 2026 auf Basis der 
Anforderungen der ESRS 2 GDR-T entwickelt und festgelegt. 
 

S1-5: MERKMALE DER BESCHÄFTIGTEN DES UNTERNEHMENS 
 
ESRS S1.19a Das Unternehmen beschäftigt 100 Prozent der eigenen 
Mitarbeiter in Deutschland.  
 
Geschlecht Mitarbeiterzahl 

(Kopfzahl) - 2024 
Mitarbeiterzahl 
(Kopfzahl) - 2025 

Männlich 470 475 
Weiblich 1.506 1.480 
Divers   
Nicht berichtet   
Gesamtzahl 1.976 1.955 
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Auszubildende und Praktikanten wurden nicht gezählt. Die 
Mitarbeiter wurden als Kopfzahl durch einen Export aus dem 
Abrechnungssystem Loga ermittelt.   
 
ESRS S1.19b 
Weiblich Männlich Divers Nicht 

berichtet 
Gesamt 

Anzahl der dauerhaft Beschäftigten - 2024 
1.467 446   1.913 
Anzahl der dauerhaft Beschäftigten – 2025 
1.412 448   1.860 
Anzahl der vorrübergehend Beschäftigten – 2024 
39 24   63 
Anzahl der vorübergehend Beschäftigten - 2025 
54 23   77 
Anzahl der Beschäftigten ohne garantierte Arbeitsstunden - 
2025 
14 4   18 

 
Auszubildende und Praktikanten wurden nicht gezählt. Die 
Mitarbeiter wurden als Kopfzahl durch einen Export aus dem 
Abrechnungssystem Loga ermittelt.   
 

ESRS S1.19c Die Fluktuationsrate im Geschäftsjahr betrug 44,8 
Prozent. Zur Berechnung wurden Auszubildende und 
Praktikanten nicht mitgezählt. Die Mitarbeiter wurden als 
Kopfzahl durch einen Export aus dem Abrechnungssystem 
Loga ermittelt. Es wurden dabei sämtliche Austritte gezählt, 

auch die nicht vom Mitarbeiter oder Arbeitgeber beeinflussten, 
wie Tod und Renteneintritt, aber auch Befristungen. Zur 
Berechnung wurde die Gesamtzahl der Austritte durch die 
Gesamtzahl der Mitarbeiter geteilt. 

 

S1-7: TARIFBINDUNG UND SOZIALER DIALOG 
 
ESRS S1.23a-24 Das Unternehmen beschäftigt ausschließlich 
Mitarbeiter innerhalb Deutschlands. 
 
 Tarifverträge Sozialer Dialog 
Prozent-
satz 

Mitarbeiter – 
EWR 

Mitarbeiter – 
nicht EWR 

Betriebsrats-
vertretung 

2024 2025 2024 2025 2024 2025 
0-19% 2% 15% N.a. N.a.   
20-39%       
40-59%     58% 52% 
60-79%       
80-100%       

 

S1-8: KENNZAHLEN ZUR VIELFALT 
 
ESRS S1.26 Das Top-Management der MATERNUS besteht aus 
neun männlichen und vier weiblichen Mitarbeitern. Der 
Prozentsatz der weiblichen Mitarbeiter im Top-Management 
liegt bei 30,77 Prozent. Zwecks dieser Angabe ist das Top-
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Management definiert als die Geschäftsführung und die zwölf 
Fachbereichs- und Regionalleitungen des Unternehmens. 
 

S1-9: ANGEMESSENE LÖHNE 
 
ESRS S1.28 Die „Tariftreueregelung Pflege“ verpflichtet seit dem 1. 
September 2022 alle zugelassenen Pflegeeinrichtungen dazu, 
Pflegekräfte mindestens nach Tarifvertrag oder 
vergleichbaren kirchlichen Arbeitsvertragsrichtlinien zu 
vergüten. Alternativ muss sich die Vergütung an den 
durchschnittlichen Löhnen im jeweiligen Bundesland 
orientieren. Das Unternehmen wendet beide Methoden an. 
Darüber hinaus erfolgt eine regelhafte und strukturierte 
Prüfung der Einhaltung der gesetzlichen oder 
branchenspezifischen Mindestlöhne. 
 

S1-10: SOZIALSCHUTZ 
 
ESRS S1.30 Das Unternehmen ist nur in Deutschland tätig, wobei 
alle Mitarbeiter durch einschlägige deutsche Gesetze 
abgesichert sind. Diese gelten für alle in ESRS S1-10 gelisteten 
Formen des Sozialschutzes. 
 

S1-11: MENSCHEN MIT BEHINDERUNGEN 
 

ESRS S1.32 Innerhalb des Geschäftsjahres 2025 waren 4,9 Prozent 
der eigenen Belegschaft Menschen mit Behinderung. Zur 
Berechnung wurde die Kopfzahl der Mitarbeiter mit 
Behinderung durch die gesamte Kopfzahl der Mitarbeiter 
geteilt. Zugrunde gelegt ist die Kopfzahl, ermittelt aus dem 
Abrechnungssystem Loga. 
 

S1-12: KENNZAHLEN FÜR WEITERBILDUNG UND 
KOMPETENZENTWICKLUNG 
 
ESRS S1.34a Innerhalb des Geschäftsjahres 2025 hat 1 Prozent der 
Belegschaft an formalisierten Leistungs- und 
Karriereentwicklungsgesprächen teilgenommen. 
 
ESRS S1.34a Mitarbeiter der MATERNUS haben im Geschäftsjahr 
2025 durchschnittlich 6,01 Schulungsstunden absolviert.  
Aufgrund des zusammengeführten Schulungssystemes basiert 
diese Angabe auf dem Durchschnittswert des 
Mutterunternehmens, der CURA Kurkliniken Seniorenwohn- 
und Pflegeheime GmbH. Die Betriebsaktivitäten unterscheiden 
sich nicht signifikant von den Aktivitäten der MATERNUS, 
wodurch der Wert als repräsentativ gewertet wurde.  
Zur Berechnung wurde die wahrgenommene Gesamtzahl an 
Schulungsstunden aus Schulungsveranstaltungen, E-Learning-
Angeboten und beantragter Fort- und Weiterbildungen durch 
die Gesamtmitarbeiterzahl geteilt.  
Fort- und Weiterbildungen müssen erst ab einem Wert von 500 
€ pro Mitarbeiter beantragt werden, wodurch nicht alle im 
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Durchschnittswert berücksichtigt wurden. 
 

S1-13: KENNZAHLEN ZU GESUNDHEIT UND SICHERHEIT 
 
ESRS S1.36a  
Im Geschäftsjahr 2025 waren 100 Prozent der Mitarbeiter vom 
internen Arbeitsschutzmanagementsystem abgedeckt. Das 
System wird von einer internen Arbeitsschutzbeauftragten 
überwacht. 
 
ESRS S1.36b Es gab im Geschäftsjahr 2025 keine Todesfälle 
aufgrund von meldepflichtigen Arbeitsunfällen oder 
Krankheiten.  
 
ESRS S1.36c  

Anzahl meldepflichtiger 
Unfälle 

Rate meldepflichtiger 
Unfälle 

2024 2025 2024 2025 
97 102 11,8 12,6 

 
ESRS S1.36d Im Geschäftsjahr 2025 gab es keine meldepflichtigen 
arbeitsbedingten Erkrankungen. 
 
ESRS S1.36e Die Gesamtzahl an Ausfalltagen aufgrund von 
meldepflichtigen Arbeitsunfällen und -Erkrankungen im 
Geschäftsjahr war: 
 

2024 2025 
1.204 Tage 1.448 Tage 

 
Zugrunde gelegt ist die Kopfzahl der Mitarbeiter. Die Anzahl 
von Ausfalltagen wurde über das Abrechnungssystem LOGA 
ermittelt. 

S1-14: KENNZAHLEN ZUR VEREINBARKEIT VON BERUF UND 
PRIVATLEBEN 
 
ESRS S1.38 Im Geschäftsjahr 2025 hatten 100 Prozent der 
Mitarbeiter Anspruch auf familienbezogenen Urlaub nach ESRS 
S1-14. 
 

S1-15: VERGÜTUNGSKENNZAHLEN 
 

ESRS S1.40a Das geschlechterspezifische Lohngefälle im 
Geschäftsjahr betrug: 
 
2024 2025 
1,2 Prozent 1,3 Prozent 

 
Zugrunde gelegt wurden die Vollzeitgehälter der Mitarbeiter. 
Auszubildende und Praktikanten wurden nicht mitbetrachtet. 
Sämtliche Gehälter wurden über das Abrechnungssystem Loga 
ermittelt. 
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ESRS S1.40b Das Gesamtvergütungsverhältnis zwischen dem 
höchsten Gehalt und dem Mediangehalt im Geschäftsjahr 
2025 betrug: 
 
2024 2025 
751 Prozent 742 Prozent 

 
Zur Berechnung wurden Auszubildende und Praktikanten 
ausgeschlossen. Zugrunde gelegt wurden die Vollzeitgehälter 
der Mitarbeiter. Sämtliche Gehälter wurden aus dem 
Abrechnungssystem Loga ermittelt. 
 

S1-16: FÄLLE VON DISKRIMINIERUNG UND ANDERE 
MENSCHENRECHTSVERLETZUNGEN 
 
ESRS S1.42a Vorbehaltlich der geltenden 
Datenschutzbestimmungen wurden im Berichtsjahr 2025 
insgesamt zwei Fälle von gemeldeter oder festgestellter 
Diskriminierung erfasst. Diese Meldungen gingen über die 
bestehenden internen und externen Hinweis- und 
Beschwerdekanäle des Unternehmens ein.  

Alle Fälle wurden gemäß dem internen Verfahren geprüft, 
dokumentiert und auf Grundlage der jeweils erforderlichen 
Schritte weiterbearbeitet. Dabei wurden – im Rahmen der 
Möglichkeiten und unter Wahrung der Vertraulichkeit – 
angemessene Maßnahmen zur Klärung und Prävention 
eingeleitet. 
 
ESRS S1.42c Es wurden im Geschäftsjahr 2025 0 € an 
ausgewiesenen Geldbußen, Strafen, oder 
Schadensersatzzahlungen aufgrund von 
Diskriminierungsfällen gezahlt. 
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3.2. ESRS S4 – VERBRAUCHER UND ENDNUTZER  

 
Dieses Kapitel stellt dar, wie das Unternehmen materielle 
Auswirkungen, Risiken und Chancen in Zusammenhang mit 
Verbrauchern und Endnutzern identifiziert und verwaltet.

 
ESRS2.24 

Ausschnitt aus Tabelle 1: Übersicht der wesentlichen IROs 
 

IRO-
Nr.  

Thema Art des 
IROs 

Beschreibung Zeithorizont Wertschöpfungs
kette 

9 Zugang zu 
(hochwertigen) 
Informationen 

Negative 
Auswirkung 
(Potenziell) 

Negativer Einfluss auf die bedarfsgerechte Versorgung 
der Bewohner oder Patienten durch fehlende oder 
mangelnde Kommunikation bezüglich ihrer 
medizinischen Bedürfnisse. 

Kurzfristig Eigener Betrieb 

10 Gesundheitsschutz 
und Sicherheit 

Negative 
Auswirkung 
(Potenziell) 

Negativer Einfluss auf die Gesundheit der Bewohner 
durch fehlenden Schutz gegen temperaturbedingte 
Gesundheitsrisiken. 

Kurzfristig Eigener Betrieb 

11 Gesundheitsschutz 
und Sicherheit 

Negative 
Auswirkung 
(Potenziell) 

Negativer Einfluss auf Gesundheit der Bewohner 
durch medizinische oder pflegerische 
Versorgungsfehler. 

Kurzfristig Eigener Betrieb 

12 Gesundheitsschutz 
und Sicherheit 

Negative 
Auswirkung 
(Tatsächlich) 

Negativer Einfluss auf die Gesundheit der Bewohner 
durch fehlende Vorsorgemaßnahmen gegen erhöhte 
Sturzgefahr im Alter. 

Kurzfristig Eigener Betrieb 



 62

3.2.1. MANAGEMENT DER AUSWIRKUNGEN, RISIKEN UND 
CHANCEN IM ZUSAMMENHANG MIT VERBRAUCHER 
UND ENDNUTZER 

 

S4-1: STRATEGIEN FÜR VERBRAUCHER UND ENDNUTZER 
 
ESRS 2.43   Die MATERNUS verfügt derzeit über keine eigene, 
explizite übergreifende Menschenrechtsstrategie, in der eine 
formale Selbstverpflichtung zur Umsetzung internationaler 
Menschenrechtsstandards enthalten ist. Jedoch bestehen 
innerhalb der MATERNUS umfangreiche interne Regelungen 
und Praktiken, die de facto zentrale menschenrechtliche 
Grundprinzipien adressieren. 
 
IRO 9: 
Die MATERNUS verfolgt eine Strategie zur bedarfsgerechten 
Bewohnerversorgung, die das Ziel hat, medizinische und 
pflegerische Bedürfnisse der Bewohner frühzeitig zu erfassen, 
fachgerecht umzusetzen und eine verlässliche Kommunikation 
sicherzustellen. Die Strategie verbindet personenzentrierte 
Pflege, verbindliche Dokumentations- und 
Kommunikationsstandards sowie qualitätsgesicherte 

pflegerische Prozesse. Sie gilt für alle operativen 
Pflegebereiche der MATERNUS. Inhaltlich orientiert sie sich an 
der Charta der Rechte hilfe- und pflegebedürftiger Menschen 
sowie an evidenzbasierten pflegefachlichen Erkenntnissen, 
insbesondere an nationalen Expertenstandards und Leitlinien. 
Wesentliche Inhalte der Strategie sind die: 
 

- Personenzentrierte Pflege:  
Pflegeplanung und Maßnahmen werden gemeinsam mit 
dem Bewohner und gegebenenfalls seinen Bezugspersonen 
abgestimmt. Maßgeblich sind individuelle Wünsche, 
Bedürfnisse und Gewohnheiten sowie das Ziel einer 
aktivierenden und selbstbestimmten Versorgung. 
 
- Pflegefachliche Qualitätssicherung:  
Behandlungspflegerische Maßnahmen werden 
ausschließlich durch qualifiziertes Pflegefachpersonal und 
nur auf Grundlage ärztlicher Anordnungen durchgeführt. 
Die Umsetzung erfolgt nach verbindlichen Pflegestandards 
und auf Basis aktueller pflegewissenschaftlicher 
Erkenntnisse. 
 
- Dokumentation und Kommunikation: 

13 Gesundheitsschutz 
und Sicherheit 

Negative 
Auswirkung 
(Potenziell) 

Negativer Einfluss auf die Gesundheit von Bewohnern 
aufgrund von fehlerhafter Versorgung mit 
Lebensmitteln. 

Kurzfristig Eigener Betrieb 
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Bewohnerbezogene Daten, ärztliche Verordnungen, 
Berichte und pflegerische Maßnahmen werden strukturiert 
dokumentiert und als Grundlage für die interne und externe 
Kommunikation genutzt. Geregelte Prozesse stellen sicher, 
dass Informationen bei Einzug, Versorgung, Notfällen und 
Überleitungen vollständig weitergegeben werden. 
 
- Zusammenarbeit mit relevanten Interessengruppen:  
Die Strategie berücksichtigt neben den Bewohnern auch 
Angehörige, Bevollmächtigte, gesetzliche Vertreter, Ärzte 
sowie weitere Akteure im Gesundheitswesen wie 
Krankenhäuser, Rehaeinrichtungen, Apotheken und 
Therapeuten. 
 
- Prävention von Kommunikationsfehlern:  
Verbindliche Vorgaben, Meldewege und 
Sensibilisierungsmaßnahmen sollen Unstimmigkeiten in der 
Kommunikation vermeiden. Fehler oder Abweichungen 
werden intern aufgearbeitet und können je nach 
Sachverhalt arbeits- oder rechtliche Konsequenzen nach 
sich ziehen. 

 
IRO 10: 
Die MATERNUS verfolgt eine Strategie zum Schutz von 
Bewohnern vor temperaturbedingten Gesundheitsrisiken und 
anderen krisenbedingten Versorgungsrisiken. Ziel ist es, 
negative Auswirkungen auf die Gesundheit der Bewohner so 
gering wie möglich zu halten und in Krisensituationen eine 

verlässliche Versorgung sicherzustellen. Die Strategie 
kombiniert verbindliche Regelungen des Krisenmanagements 
mit konkreten Maßnahmen zum Umgang mit Sommerhitze und 
anderen Notlagen. Sie gilt für die operativen Einrichtungen und 
ambulanten Dienste der MATERNUS. Grundlage sind 
insbesondere die Handbücher zum Krisenmanagement im 
Katastrophenschutz sowie die Verfahrensanweisung zum 
Umgang mit Sommerhitze. 
 
Wesentliche Inhalte der Strategie sind: 
 

- Krisenmanagement in besonderen 
Ausnahmesituationen:  

Für verschiedene Krisenszenarien wie Brände, Pandemien, 
Ausfälle von Versorgungsmedien, Unwetter, 
Naturkatastrophen, Evakuierungen, Stromausfälle und 
Sommerhitze bestehen verbindliche Handlungsgrundlagen. 
Die Einrichtungsleitung trägt die Verantwortung für das 
Krisenmanagement vor Ort und hält die erforderlichen 
Kontaktdaten externer Dienstleister, Hilfsorganisationen 
und Behörden vor. 
 
- Schutz vor hitzebedingten Gesundheitsrisiken:  
Beim Umgang mit Sommerhitze stehen geeignete Kleidung, 
ausreichende Flüssigkeitszufuhr, angepasste 
Trinkangebote, leichte Ernährung, das Abdunkeln von 
Räumen, die Reduktion künstlicher Beleuchtung sowie das 
gezielte Lüften im Vordergrund. Ergänzend können feuchte 
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Tücher und Klimatisierung eingesetzt werden. Körperliche 
Anstrengung soll möglichst vermieden werden. 
 
 
- Einzelfallbezogene Reaktion auf weitere 

Temperaturereignisse:  
Für den Ausfall einer Heizungsanlage im Winter bestehen 
keine starren Vorgaben, da solche Situationen je nach 
Dauer und Schwere individuell zu bewerten sind. Mögliche 
Übergangsmaßnahmen sind insbesondere warme Kleidung, 
Decken und mobile Heizgeräte. 

 
Die Strategie berücksichtigt Mitarbeiter, Bewohner bzw. 
Kunden sowie externe Beteiligte wie Angehörige, Ärzte und 
Rettungsdienste. Auch Hinweise und Empfehlungen externer 
Stellen, etwa Hitzewarnungen der Landkreise, werden in die 
Maßnahmen einbezogen. 
 
IRO 11: 
Die MATERNUS verfolgt eine Strategie zur bedarfsgerechten 
Bewohnerversorgung, die das Ziel hat, medizinische 
Bedürfnisse der Bewohner frühzeitig zu erfassen, fachgerecht 
umzusetzen und eine verlässliche Kommunikation 
sicherzustellen. Die Strategie verbindet personenzentrierte 
Pflege, verbindliche pflegefachliche Standards sowie geregelte 
Dokumentations- und Kommunikationsprozesse. Sie gilt für die 
operativen Pflegebereiche der MATERNUS. Inhaltlich orientiert 
sie sich an der Charta der Rechte hilfe- und pflegebedürftiger 

Menschen sowie an evidenzbasierten pflegefachlichen 
Erkenntnissen, insbesondere an nationalen Expertenstandards 
und Leitlinien. 
 
 
Wesentliche Inhalte der Strategie sind die: 
 

- Personenzentrierte und selbstbestimmte Pflege:  
Die Pflegeplanung erfolgt gemeinsam mit dem Bewohner 
und gegebenenfalls seinen Bezugspersonen. Maßgeblich 
sind die individuellen Wünsche, Bedürfnisse und 
Gewohnheiten sowie das Ziel einer aktivierenden und 
selbstbestimmten Versorgung. Bereits vor dem Einzug 
werden hierzu Beratungsgespräche geführt, um 
Hilfebedarfe und notwendige Versorgungsleistungen 
frühzeitig zu erfassen. 
 
- Pflegefachliche Qualitätssicherung: 
 Behandlungspflegerische Maßnahmen werden 
ausschließlich durch qualifiziertes Pflegefachpersonal und 
nur auf Grundlage ärztlicher Anordnungen durchgeführt. 
Die Pflege orientiert sich an aktuellen 
pflegewissenschaftlichen Erkenntnissen, hausinternen 
Standards und den nationalen Expertenstandards. 
Verbindliche Pflegestandards und Regelungen zur 
Durchführung von Pflegemaßnahmen bilden hierfür den 
übergeordneten Rahmen. 
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- Dokumentation und Kommunikation:  
Bewohnerbezogene Daten, ärztliche Verordnungen, 
Arztberichte und individuelle Bedürfnisse werden 
strukturiert dokumentiert und für die Versorgung 
verbindlich berücksichtigt. Die Dokumentation bildet die 
Grundlage für die Durchführung, Evaluation und 
Kommunikation pflegerischer Maßnahmen. Künftig soll die 
Telematikinfrastruktur mit der KIM‑Anwendung die 
bereichsübergreifende Kommunikation im 
Gesundheitswesen zusätzlich erleichtern. 
 
- Vermeidung von Versorgungsfehlern:  
Durch klare Vorgaben, verbindliche Dokumentation und 
Sensibilisierung der Mitarbeiter soll verhindert werden, 
dass es zu Unstimmigkeiten oder Versorgungsfehlern 
kommt. Treten dennoch Abweichungen auf, etwa durch 
fehlende ärztliche Anordnungen oder unzureichende 
Kommunikation, werden diese im Unternehmen 
aufgearbeitet und können arbeits- oder rechtliche 
Konsequenzen nach sich ziehen. 

 
Die Strategie richtet sich insbesondere an die Bedürfnisse der 
Bewohner und dient dazu, Versorgungsfehler zu vermeiden 
sowie Risiken für die Bewohner und das Unternehmen zu 
minimieren. 
 
IRO 12: 

Die MATERNUS verfolgt eine Strategie zur bedarfsgerechten 
Bewohnerversorgung, die das Ziel hat, die Sturzgefahr der 
Bewohner so gering wie möglich zu halten und gleichzeitig 
deren Selbstbestimmung zu wahren. Die Strategie verbindet 
personenzentrierte Pflege, systematische Risikoeinschätzung, 
verbindliche Prophylaxemaßnahmen und regelmäßige 
Evaluation. Sie gilt für die operativen Pflegebereiche der 
MATERNUS. Inhaltlich orientiert sie sich an der Charta der 
Rechte hilfe- und pflegebedürftiger Menschen sowie an 
evidenzbasierten pflegefachlichen Erkenntnissen, 
insbesondere am Expertenstandard Sturzprophylaxe in der 
Pflege. 
 
Wesentliche Inhalte der Strategie sind die: 
 

- Individuelle Risikoeinschätzung und Planung:  
Zu Beginn der pflegerischen Versorgung sowie bei 
Veränderungen der Mobilität, nach Sturzereignissen und 
nach Krankenhausaufenthalten, wird das individuelle 
Sturzrisiko fachlich eingeschätzt. Auf dieser Grundlage 
werden geeignete Maßnahmen in den Maßnahmenplan 
aufgenommen, regelmäßig überprüft und bei Bedarf 
angepasst. 
 
- Personenzentrierte und selbstbestimmte Versorgung:  
Die Maßnahmen zur Sturzprophylaxe werden gemeinsam 
mit dem Bewohner besprochen und in dokumentierten 
Beratungsgesprächen erläutert. Dabei wird das 
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Selbstbestimmungsrecht ausdrücklich berücksichtigt. 
Zugleich spricht sich der zugrunde liegende 
Expertenstandard gegen freiheitsentziehende Maßnahmen 
zum Zweck der Sturzprophylaxe aus. 
 
- Pflegefachliche und umgebungsbezogene Maßnahmen:  
Ziel aller Maßnahmen ist es, Mobilität zu erhalten und zu 
fördern sowie individuelle Sturzrisiken zu minimieren. Dazu 
zählen unter anderem die Beseitigung von Stolperfallen, 
der Einsatz geeigneter Hilfsmittel, angemessene 
Beleuchtung, motorische Förderung, Anpassungen des 
Wohnumfeldes sowie – in Abstimmung mit dem 
behandelnden Arzt – die Überprüfung der Medikation. 
 
- Verbindliche Dokumentation und Kommunikation:  
Sturzrisiken, eingeleitete Maßnahmen und Sturzereignisse 
werden strukturiert dokumentiert und reflektiert. Die 
verantwortliche Pflegefachkraft informiert alle an der 
Versorgung Beteiligten über notwendige Maßnahmen und 
sorgt dafür, dass diese auch bei Übergängen in andere 
Versorgungseinrichtungen fortgeführt werden. 

 
Die Strategie richtet sich an die Bewohner sowie an externe 
Beteiligte, die zur Vermeidung von Stürzen Informationen 
benötigen. Besonders herausfordernd ist die Umsetzung bei 
Bewohnern mit Demenz, wenn die Tragweite eigener 
Entscheidungen nicht vollständig eingeschätzt werden kann. 
Ziel bleibt es, das individuelle Sturzrisiko durch die 

konsequente Anwendung des Standards so weit wie möglich 
zu reduzieren. 
 
IRO 13: 
Die MATERNUS verfolgt eine Strategie zur ganzheitlichen 
pflegerischen Versorgung der Bewohner, die das Ziel hat, 
ernährungsbezogene Risiken frühzeitig zu erkennen, geeignete 
Maßnahmen einzuleiten und diese regelmäßig zu evaluieren 
und bei Bedarf anzupassen. Ein besonderer Schwerpunkt liegt 
dabei auf der Vermeidung von Aspirationen und den damit 
verbundenen gesundheitlichen Risiken. Die Strategie verbindet 
pflegefachliche Standards, präventive Maßnahmen und 
regelmäßige Schulungen. Sie gilt für die operativen 
Pflegebereiche der MATERNUS. Grundlage ist insbesondere 
die Verfahrensanweisung zur Aspirationsprophylaxe sowie der 
unternehmensweit eingeführte Expertenstandard Ernährung 
mit den zugehörigen Verfahren, Protokollen und Formularen. 
 
Wesentliche Inhalte der Strategie sind die: 
 

- Früherkennung ernährungsbezogener Risiken:  
Im Rahmen der pflegerischen Versorgung werden 
Probleme im Bereich Ernährung systematisch erhoben, 
bewertet und in die Maßnahmenplanung einbezogen. Ziel 
ist es, Risiken rechtzeitig zu erkennen und geeignete 
pflegerische oder ärztlich abgestimmte Maßnahmen 
einzuleiten. 
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- Prävention von Aspirationen:  
Die Aspirationsprophylaxe umfasst alle Maßnahmen zur 
Vermeidung des versehentlichen Einatmens von Nahrung 
oder Flüssigkeiten. Besondere Vorgaben gelten 
insbesondere bei Schluckstörungen, eingeschränktem 
Bewusstsein und weiteren Risikofaktoren. So wird etwa auf 
ungeeignete Hilfsmittel verzichtet, die orale 
Nahrungsaufnahme bei ausgeprägten Schluckstörungen 
kritisch geprüft und bei Bedarf gemeinsam mit dem 
behandelnden Arzt über alternative Ernährungsformen 
entschieden. 

 
- Pflegefachliche Standards und Risikoorientierung:  
Die Maßnahmen orientieren sich an verbindlichen 
Verfahrensanweisungen und am Expertenstandard 
Ernährung. Berücksichtigt werden dabei typische 
Risikofaktoren wie Immobilität, neurologische 
Erkrankungen, Reflux, Zahnprobleme, verminderter 
Husten- oder Schluckreflex sowie bestimmte 
medikamentöse Einflüsse. 
 
- Schulung und Handlungssicherheit:  
Alle an Pflege und Betreuung beteiligten Mitarbeitern 
werden regelmäßig geschult, insbesondere im Hinblick auf 
Erste Hilfe und Notfallmaßnahmen. Dadurch soll 
sichergestellt werden, dass Risiken frühzeitig erkannt und 
in kritischen Situationen angemessen gehandelt werden. 
 

Die Strategie richtet sich an die Bewohner sowie an 
Mitarbeiter, die mit den entsprechenden Vorgaben vertraut 
sind und auf dieser Grundlage handeln. Unternehmensweit 
besteht der Anspruch, Aspirationen so weit wie möglich zu 
verhindern und damit die Sicherheit und Qualität der 
pflegerischen Versorgung zu stärken. 
 

S4-2: VERFAHREN ZUR EINBEZIEHUNG VON VERBRAUCHERN 
UND ENDNUTZERN IN BEZUG AUF AUSWIRKUNGEN 
 
ESRS S4.9 Das Unternehmen stellt sicher, dass Verbraucher und 
Endnutzer sowie ihre legitimen Vertreter über verschiedene 
etablierte Kommunikations- und Rückmeldewege aktiv in 
relevante Entscheidungsprozesse einbezogen werden. Alle 
Stakeholder – einschließlich Angehöriger, rechtlicher Betreuer, 
Bevollmächtigter sowie weiterer Kontaktpersonen – sind über 
die bestehenden Feedbackkanäle und das unternehmensweite 
Feedbackmanagement informiert. Diese Kanäle ermöglichen 
es, Anliegen, Rückmeldungen oder Beschwerden jederzeit 
einzureichen und so unmittelbar in den Verbesserungsprozess 
einzufließen. 
 
Die Einrichtungen verfügen zudem über öffentlich einsehbare 
Aushänge, die die Kontaktmöglichkeiten zur zuständigen 
Heimaufsicht enthalten. Dadurch haben Verbraucher und 
Endnutzer bzw. ihre Vertreter die Möglichkeit, sich bei Bedarf 
auch direkt an eine unabhängige externe Stelle zu wenden. 
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Dies ergänzt die internen Rückmeldestrukturen und erhöht 
Transparenz und Vertrauensschutz. 
 
Über das Feedbackmanagement werden alle Hinweise 
systematisch erfasst, ausgewertet und in die 
Entscheidungsfindung einbezogen. Dadurch fließen die 
Perspektiven der Endnutzenden – einschließlich solcher 
Gruppen, die potenziell besonders vulnerabel sein können – in 
Maßnahmen zur Verbesserung der Qualität, Sicherheit und 
Dienstleistungsprozesse ein. 
So stellt das Unternehmen sicher, dass tatsächliche und 
potenzielle Auswirkungen auf Verbraucher und Endnutzer im 
Berichtsjahr aktiv gesteuert und kontinuierlich verbessert 
werden. 
 
Darüber hinaus finden in den Einrichtungen regelmäßig 
Angehörigenabende statt, zu denen auch Bewohner sowie ihre 
rechtlichen Betreuer oder Bevollmächtigten eingeladen sind. 
Diese Veranstaltungen bieten einen strukturierten Rahmen für 
den direkten Austausch mit der Einrichtungsleitung und 
Mitarbeitern. Anliegen, Beobachtungen oder Bedürfnisse 
können dort unmittelbar angesprochen, diskutiert und 
gemeinsam bearbeitet werden. Die Rückmeldungen aus diesen 
Dialogformaten fließen in die kontinuierliche 
Qualitätsentwicklung ein und stärken somit die Beteiligung der 
Stakeholder und Endnutzer an Entscheidungsprozessen, die 
sie betreffen. 
 

ESRS S4.10 Das Unternehmen verfügt über ein formal geregeltes 
Beschwerde- und Rückmeldesystem, das in der internen 
Richtlinie VA „Feedbackmanagement“ festgelegt ist. Diese 
regelt transparent den Umgang mit Anliegen, Hinweisen und 
Beschwerden von Verbrauchern, Endnutzern sowie deren 
Angehörigen, Betreuern oder Bevollmächtigten. 
 
Folgende Meldewege stehen zur Verfügung: 
 

- mündliche Rückmeldungen direkt an Mitarbeitende 
oder die Einrichtungsleitung,  

- postalische Eingaben,  
- anonyme Feedbackkarten,  
- E-Mail-Kommunikation über die zentral bereitgestellte 

Kontaktadresse,  
- sowie Meldungen an den externen Ombudsmann, der 

unabhängig vom Unternehmen agiert und vertrauliche 
Beschwerdewege sicherstellt. 

 

Die Wirksamkeit der verschiedenen Kanäle wird regelmäßig 
geprüft, indem Rückmeldungen systematisch erfasst, 
kategorisiert und ausgewertet werden. Die Ergebnisse fließen 
in Qualitätsbesprechungen ein und werden im Rahmen der VA-
Feedbackmanagement dokumentiert. Zudem werden 
erforderliche Maßnahmen abgeleitet und deren Umsetzung 
sowie nachhaltige Wirkung überprüft. Durch diese 
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strukturierte Vorgehensweise wird sichergestellt, dass 
Anliegen effektiv bearbeitet und kontinuierliche 
Verbesserungen erreicht werden 

 
ESRS S4.11 Wenn das Unternehmen wesentliche negative 
Auswirkungen auf Verbraucher und/oder Endnutzer 
verursacht oder daran mitgewirkt hat, erfolgt die Bearbeitung 
nach einem strukturierten und transparenten Verfahren, das 
im Rahmen der Verfahrensanweisung (VA) 
„Feedbackmanagement“ verankert ist. Ziel ist es, 
Abhilfemaßnahmen einzuleiten, negative Folgen zu reduzieren 
und zukünftige Risiken zu vermeiden. 
 
Erfassung und Prüfung des Sachverhaltes 
Negative Auswirkungen werden über die vorhandenen 
Meldekanäle erfasst. Jeder eingehende Hinweis wird 
systematisch dokumentiert und einer ersten Bewertung 
unterzogen, um Art, Umfang und Dringlichkeit des Vorfalles 
festzustellen. 
 
Analyse und Ursachenklärung 
Bei bestätigten oder wahrscheinlichen negativen 
Auswirkungen wird eine detaillierte Ursachenermittlung 
durchgeführt. Dabei werden – je nach Situation – Mitarbeitende 
der Einrichtung, das ZQM, verantwortliche Führungskräfte wie 
Einrichtungsleitungen, Regionalleitungen, und die 
Geschäftsführung, einbezogen. 
 

Einleitung von Abhilfemaßnahmen 
Abhängig vom vorliegenden Fall werden geeignete 
Abhilfemaßnahmen geplant und umgesetzt. Diese können z. B. 
organisatorische oder personelle Anpassungen, 
Prozesskorrekturen, zusätzliche Unterstützungsleistungen für 
Endnutzer oder Maßnahmen zur Wiederherstellung sicherer 
und angemessener Rahmenbedingungen umfassen. 
 
Einbindung der betroffenen Personen und ihrer Vertreter 
Verbraucher, Endnutzende oder deren berechtigte Vertreter 
werden – soweit möglich und sinnvoll – in die Lösungsfindung 
einbezogen. Ziel ist es, Bedürfnisse und Perspektiven der 
Betroffenen angemessen zu berücksichtigen. 
 
Wirksamkeitskontrolle 
Alle umgesetzten Maßnahmen werden nachverfolgt und auf 
ihre Wirksamkeit geprüft. Die Ergebnisse fließen in die interne 
Qualitätsarbeit ein und unterstützen die Weiterentwicklung 
von Prozessen, Standards und Präventionsmaßnahmen. 
Durch dieses Vorgehen stellt das Unternehmen sicher, dass 
negative Auswirkungen nicht nur behoben, sondern auch 
nachhaltig vermieden werden. Der Prozess stärkt zudem 
Transparenz, Schutz und Beteiligung der Verbraucher und 
Endnutzer. 

S4-3: MAßNAHMEN UND RESSOURCEN FÜR VERBRAUCHER 
UND ENDNUTZER 
 

IRO 9 und IRO 11: 



 70

Im Geschäftsjahr 2025 wurden folgende Maßnahmen zur 
Abhilfe und Einschränkung der potenziellen medizinischen 
Versorgungsfehler aufgrund von Mitarbeitern oder 
mangelhafter Kommunikation von Pflegebedürfnissen, 
durchgeführt: 
 

- Kommunikation der Strategie zur bedarfsgerechten 
Versorgung und pflegerischen Grundsätze in 
verpflichtenden Schulungen.  

- Aktive Überwachung der pflegerischen Situation durch 
Kollegen und Führungskräfte. 

- Aktive Aktualisierung und Vermittlung des internen 
Pflegehandbuches zur Sicherstellung von 
Pflegegrundsätzen. 

 
Ziel dieser Maßnahmen ist die Systematisierung pflegerischer 
Grundsätze und die Vermeidung und Linderung von 
potenziellen Pflegefehlern. 
 
Für die Umsetzung der Maßnahmen werden Schulungs- und 
Weiterbildungsbudgets mitverwendet sowie Anteile der 13 
vollzeitäquivalenten Ressourcen des Zentralen 
Qualitätsmanagements. 
 
IRO 10: 
Im Geschäftsjahr 2025 wurden keine konkreten 
unternehmensweiten Maßnahmen zur Abhilfe und 

Einschränkung der potenziellen temperaturbedingten 
Gesundheitsrisiken durchgeführt. 
 
Maßnahmen werden zu diesem Zeitpunkt einzeln in den 
Einrichtungen als Reaktion auf erhöhte Temperaturen oder 
ähnliche Ereignisse, durchgeführt. In erster Linie wird die in S4-
1 beschriebene Strategie verfolgt und vereinzelt 
Abhilfemaßnahmen koordiniert. 
 
IRO 12: 
Im Geschäftsjahr 2025 wurden folgende Maßnahmen zur 
Abhilfe und Einschränkung der Sturzgefahr durchgeführt: 
 

- Kommunikation der „Strategie Sturzrisiko“ und 
pflegerischen Grundsätze in verpflichtenden 
Schulungen.  

- Überprüfung und Dokumentation individueller 
Sturzrisiken bei der Aufnahme von Patienten und 
Bewohner. Jedes Sturzvorkommnis wird intern mit 
einem Sturzprotokoll festgehalten, um individuelle 
Abhilfemaßnahmen durchzuführen. 

- Aktive Aktualisierung und Vermittlung des internen 
Pflegehandbuches zur Sicherstellung von 
Pflegegrundsätzen. 

 
Für die Umsetzung der Maßnahmen werden Schulungs- und 
Weiterbildungsbudgets mitverwendet sowie Anteile der 13 
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vollzeitäquivalenten Ressourcen des Zentralen 
Qualitätsmanagements. 
 
IRO 13: 
Im Geschäftsjahr 2025 wurden Maßnahmen zur Abhilfe und 
Einschränkung der potenziell fehlerhaften Versorgung mit 
Lebensmitteln durchgeführt. Die Umsetzung dieser 
Maßnahmen zur Aspirationsprophylaxe erfolgt im 
Unternehmen auf Grundlage einer individuellen 
pflegefachlichen Risikoeinschätzung.  
 
Wird ein Aspirationsrisiko festgestellt, werden die 
erforderlichen Maßnahmen geplant, eingeleitet, regelmäßig 
überprüft und bei Bedarf angepasst. Dazu gehören 
insbesondere die Aufklärung der Kunden über die Bedeutung 
der Aspirationsprophylaxe und die richtige Anwendung von 
Hilfsmitteln, eine geeignete Positionierung und Mobilisation 
sowie eine angepasste Nahrungs- und Flüssigkeitsaufnahme 
mit kleinen Bissen und Schlucken, geeignete Konsistenz der 
Speisen und ausreichender Zeit zum Kauen und Schlucken. 
Ergänzend werden Maßnahmen der Mundpflege, 
gegebenenfalls logopädisches Schlucktraining sowie 
Sekretabsaugung, durch Pflegefachkräfte umgesetzt.  
 
Die Durchführung und Beobachtung werden im Pflegebericht, 
in der Arztkommunikation, im Leistungsnachweis der 
Behandlungspflege sowie in SIS, Maßnahmenplanung, 
Tagesstruktur und Positionierungsprotokollen, dokumentiert. 

Ziel dieser Maßnahmen ist die Vermeidung von Aspirationen 
und damit die Reduktion damit verbundener gesundheitlicher 
Risiken. Durch die strukturierte Planung, Durchführung und 
Dokumentation der Maßnahmen soll eine sichere und 
bedarfsgerechte pflegerische Versorgung gewährleistet 
werden. 
Die Maßnahmen sind Bestandteil der regulären pflegerischen 
Versorgung. 
 

3.2.2. ZIELE UND KENNZAHLEN IM ZUSAMMENHANG MIT 
VERBRAUCHER UND ENDNUTZER 

 

S4-4: ZIELE IN BEZUG AUF VERBRAUCHER UND ENDNUTZER   
 

Im Zuge der erstmaligen Berichterstattung nach ESRS und der 
Entwicklung eines ESG-Management Systems hat die 
MATERNUS zu diesem Zeitpunkt keine Ziele bezüglich der 
identifizierten IROs im Themenkomplex S4 etabliert. Es 
bestehen interne qualitative Zielsetzungen, welche bereits 
Kontaktpunkte zu den identifizierten wesentlichen Themen 
besitzen, jedoch entsprechen diese nicht den Anforderungen 
der ESRS 2 GDR-T. 
 
Konkrete, messbare, zeitgebundene, und ergebnisorientierte 
Ziele zum Management der identifizierten wesentlichen IROs 
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werden voraussichtlich im Geschäftsjahr 2026 auf Basis der 
Anforderungen der ESRS 2 GDR-T entwickelt und festgelegt. 
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4. GOVERNANCE – INFORMATIONEN   

 
4.1. ESRS G1 – UNTERNEHMENSFÜHRUNG  

 

 

 
Dieses Kapitel stellt dar, wie das Unternehmen materielle 
Auswirkungen, Risiken und Chancen in Zusammenhang mit 
der eigenen Unternehmensführung identifiziert und 
verwaltet.
 
 
ESRS2.24 

Ausschnitt aus Tabelle 1: Übersicht der wesentlichen IROs 
 

 
  

IRO-
Nr.  

Thema Art des IROs Beschreibung Zeithorizont Wertschöpfungs-
kette 

14 Schutz von 
Hinweisgebern 

Positive 
Auswirkung 
(Tatsächlich) 

Positiver Einfluss auf den Schutz von Hinweisgebern 
durch eine etablierte Hinweisgeber-Richtlinie und 
verantwortliche Mitarbeiter, die den Prozess und dessen 
Vertraulichkeit verantworten. 

Kurzfristig Eigener Betrieb 
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4.1.1. MANAGEMENT DER AUSWIRKUNGEN, RISIKEN UND 
CHANCEN IM ZUSAMMENHANG MIT 
UNTERNEHMENSFÜHRUNG   

 

G1-1: STRATEGIEN FÜR UNTERNEHMENSFÜHRUNG 
 

IRO 14: 
Die MATERNUS verfolgt eine Strategie zur Förderung von 
Integrität, Verantwortung und regelkonformem Verhalten, die 
das Ziel hat, Rechts- und Regelverstöße frühzeitig zu erkennen, 
transparent aufzuklären und Hinweisgebende wirksam zu 
schützen. Die Strategie verbindet verbindliche Verhaltens- und 
Wertestandards mit klar geregelten Meldewegen und einer 
strukturierten Organisation des Hinweisgebersystems. 
Inhaltlich orientiert sie sich insbesondere am 
Hinweisgeberschutzgesetz sowie an der EU‑Richtlinie 
2019/1937. 
 
Wesentliche Inhalte der Strategie sind die: 
 

- Verankerung von Verhaltens- und Wertestandards: 
 Grundlage der Strategie ist ein gemeinsames Verständnis 
von Verantwortung, Fairness, Integrität und Respekt. Dazu 
gehört auch ein offener und ehrlicher Umgang mit 
möglichen Verstößen gegen interne oder externe 
Vorgaben. 
 

- Förderung einer aktiven Hinweiskultur:  
Mitarbeitende sollen darin unterstützt und ermutigt 
werden, potenzielle Rechts- und Regelverstöße zu melden. 
Hintergrund ist, dass Hinweise häufig frühzeitig aus dem 
unmittelbaren Arbeitsumfeld kommen und damit einen 
wichtigen Beitrag zur Aufklärung leisten können. 
 
- Klare Meldewege und organisatorische Regelungen:  
Die Whistleblower‑Richtlinie informiert über die 
Grundsätze des Whistleblowings, die Möglichkeiten zur 
Meldung potenzieller Verstöße sowie die interne 
Organisation im Zusammenhang mit dem 
Hinweisgebersystem. 
 
- Schutz und Transparenz im Umgang mit Hinweisen:  
Ziel ist es, Hinweise vertraulich, nachvollziehbar und im 
Einklang mit den geltenden rechtlichen Anforderungen zu 
bearbeiten. Damit soll ein Umfeld geschaffen werden, in 
dem regelwidriges Verhalten adressiert und eine Kultur der 
Integrität gestärkt wird. 

 
Die Strategie dient damit der Stärkung regelkonformen 
Verhaltens und der frühzeitigen Erkennung von Risiken 
innerhalb der Unternehmensgruppe. Gleichzeitig soll sie das 
Vertrauen der Mitarbeiter in interne Meldewege fördern und 
einen verantwortungsvollen Umgang mit Hinweisen 
sicherstellen. 
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G1-2: MAßNAHMEN IM ZUSAMMENHANG MIT DEM 
GESCHÄFTSVERHALTEN   
 

IRO 14: 
Im Berichtsjahr 2025 wurden keine besonderen zusätzlichen 
Maßnahmen zur Bewältigung von Risiken im Zusammenhang 
mit gemeldeten Vorfällen ergriffen.  
 
Wie bereits prozessual verankert, werden alle eingegangenen 
Meldungen im Rahmen der normalen Geschäftstätigkeit 
bearbeitet. Meldungen zu möglichem Fehlverhalten von 
Leitungskräften werden auf ihre Substanz geprüft (und wurden 
im Geschäftsjahr zu 100 Prozent als nicht ahndungswürdig 
eingestuft). Ergänzend besteht mit der Bestellung eines 
Ombudsmannes eine dauerhafte externe Meldestruktur. Diese 
umfasst eine Pauschale für die stete Erreichbarkeit sowie ein 
Stundenhonorar für die Bearbeitung eingehender Meldungen. 
 
Ziel dieser Maßnahmen ist die verlässliche Bearbeitung 
eingehender Meldungen im Rahmen der bestehenden Prozesse 
sowie die Sicherstellung eines jederzeit verfügbaren externen 
Meldeweges. Dadurch soll ein geordneter und 
nachvollziehbarer Umgang mit Hinweisen gewährleistet 
werden. 
 
Für die Umsetzung der Maßnahmen wurden im Berichtsjahr 
finanzielle Mittel in Höhe von 10.000 € im Rahmen der 
regulären Bearbeitung sowie 10.300 € für die Ombudsmann-

Struktur eingesetzt. Für die Fortführung der Ombudsmann-
Funktion sind 10.000 € vorgesehen. 

4.1.2. KENNZAHLEN UND ZIELE IM ZUSAMMENHANG MIT 
UNTERNEHMENSFÜHRUNG 

 

G1-3: ZIELE IM ZUSAMMENHANG MIT 
UNTERNEHMENSFÜHRUNG 
 

IRO 14: 
Bezüglich der Gestaltung der Hinweisgeberstrategie werden 
keine konkreten Ziele definiert. Das übergeordnete Ziel ist, 
Verstöße gegen Standards und Fehlverhalten gemeldet zu 
bekommen, bevor größere Schadenslagen entstehen. Deshalb 
soll die geschützte Kommunikation mit einem externen 
Ombudsmann auch Mitarbeiter, Dienstleister und Kunden 
ermutigen, anonyme Meldungen an MATERNUS zu richten. 
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5. ANHANG 

5.1. ESRS 2 IRO-2.37D: ANGABEN ALLER DATENPUNKTE, 
DIE BEI DER ERSTELLUNG DER 
NACHHALTIGKEITSERKLÄRUNG BERÜCKSICHTIGT 
WURDEN 

 
Tabelle 1: ESRS-Index 

Standard Thema Nr. Seite / 
Absatz 

ESRS 2 Grundlage für die 
Erstellung 

BP-1 1.1.1 

ESRS 2 Grundlage für die 
Erstellung 

BP-2 1.1.1 

ESRS 2 Allgemeine Angaben  GOV-1 1.1.2 
ESRS 2 Allgemeine Angaben  GOV-3 1.1.2 
ESRS 2 Allgemeine Angaben  GOV-4 1.1.2 
ESRS 2 Allgemeine Angaben  SBM-1 1.1.3 
ESRS 2 Allgemeine Angaben  SBM-2 1.1.3 
ESRS 2 Allgemeine Angaben  SBM-3 1.1.3 
ESRS 2 Allgemeine Angaben  IRO-1 1.1.3 
ESRS 2 Allgemeine Angaben  IRO-2 1.1.3 
ESRS E1 Klimawandel E1-1 2.1.1 
ESRS E1 Klimawandel E1-2 2.1.1. 
ESRS E1 Klimawandel E1-3 2.1.1 
ESRS E1 Klimawandel E1-4 2.1.2 
ESRS E1 Klimawandel E1-5 2.1.2 
ESRS E1 Klimawandel E1-6 2.1.3 
ESRS E1 Klimawandel E1-7 2.1.3 

ESRS E1 Klimawandel E1-8 2.1.3 
ESRS E1 Klimawandel E1-9 2.1.3 
ESRS E1 Klimawandel E1-10 2.1.3 
ESRS E1 Klimawandel E1-11 2.1.3 
ESRS S1 Eigene Belegschaft S1-1 3.1.1 
ESRS S1 Eigene Belegschaft S1-2 3.1.1 
ESRS S1 Eigene Belegschaft S1-3 3.1.1 
ESRS S1 Eigene Belegschaft S1-4 3.1.2 
ESRS S1 Eigene Belegschaft S1-5 3.1.2 
ESRS S1 Eigene Belegschaft S1-7 3.1.2 
ESRS S1 Eigene Belegschaft S1-8 3.1.2 
ESRS S1 Eigene Belegschaft S1-9 3.1.2 
ESRS S1 Eigene Belegschaft S1-10 3.1.2 
ESRS S1 Eigene Belegschaft S1-11 3.1.2 
ESRS S1 Eigene Belegschaft S1-12 3.1.2 
ESRS S1 Eigene Belegschaft S1-13 3.1.2 
ESRS S1 Eigene Belegschaft S1-14 3.1.2 
ESRS S1 Eigene Belegschaft S1-15 3.1.2 
ESRS S1 Eigene Belegschaft S1-16 3.1.2 
ESRS S4 Verbraucher und 

Endnutzer 
S4-1 3.2.1 

ESRS S4 Verbraucher und 
Endnutzer 

S4-2 3.2.1 

ESRS S4 Verbraucher und 
Endnutzer 

S4-3 3.2.1 

ESRS S4 Verbraucher und 
Endnutzer 

S4-4 3.2.2 

ESRS G1 Unternehmenspolitik G1-1 4.1.1 
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ESRS G1 Unternehmenspolitik G1-2 4.1.1 
ESRS G1 Unternehmenspolitik G1-3 4.1.2 

 

 
5.2. ESRS 2 DATENPUNKTE AUS ANDEREN EU-RECHTSVORSCHRIFTEN 

Die untenstehende Tabelle zeigt die Datenpunkte auf, welche sich aus anderen EU-Rechtsvorschriften (SFDR, Pillar 3, Benchmark 
Regulation, EU-Klimagesetz) ableiten und in unserer Nachhaltigkeitserklärung aufgelistet wurden (siehe ESRS 2, Anlage). 

Tabelle 2: Datenpunkte aus anderen EU-Rechtsvorschriften 

 
Disclosure 
Requirement  

Beschreibung  SFDR-
Referenz  

Pillar 3 
Referenz  

Benchmark 
Regulation 
Referenz  

EU Climate 
Law 
Referenz  

Seite  

ESRS 2 GOV-1  Prozentsatz der Leitungsorganmitglieder, die 
unabhängig sind  

    x   4 

ESRS 2 GOV-4  Erklärung zur Sorgfaltspflicht  x     x   7 
ESRS 2 SBM-1  Beteiligung an Aktivitäten im Zusammenhang mit 

fossilen Brennstoffen  
x  x  x    Nicht materiell 

ESRS 2 SBM-1  Beteiligung an Aktivitäten im Zusammenhang mit 
der Herstellung von Chemikalien  

x    x    Nicht materiell 

ESRS 2 SBM-1  Beteiligung an Tätigkeiten im Zusammenhang mit 
umstrittenen Waffen 

x    x    Nicht materiell 

ESRS 2 SBM-1  Beteiligung an Aktivitäten im Zusammenhang mit 
dem Anbau und der Produktion von Tabak  

    x    Nicht materiell 

ESRS E1-1  Übergangsplan zur Verwirklichung der 
Klimaneutralität bis 2050  

      x  20 

ESRS E1-6 THG-Emissionsreduktionsziele  x  x  x    25 
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ESRS E1-7 Energieverbrauch aus fossilen Brennstoffen 
aufgeschlüsselt nach Quellen (nur klimaintensive 
Sektoren)  

x        Nicht materiell 

ESRS E1-7 Energieverbrauch und Energiemix  x        25 

ESRS E1-8  THG-Bruttoemissionen der Kategorien Scope 1, 2 
und 3 sowie THG-Gesamtemissionen  

x  x  x    26 

ESRS E1-9 Entnahme von Treibhausgasen und CO₂-
Zertifikate  

      x  28 

ESRS E1-11  Risikoposition des Referenzwert- Portfolios 
gegenüber klimabezogenen physischen Risiken  

    x    Nicht materiell 

ESRS E1-11 Aufschlüsselung der Geldbeträge nach akutem 
und chronischem physischem Risiko Ort, an dem 
sich erhebliche Vermögenswerte mit 
wesentlichem physischem Risiko befinden  

  x      Nicht materiell 

ESRS E1-11 
ESRS E1-11 

Aufschlüsselung der Geldbeträge nach akutem 
und chronischem physischem Risiko Ort, an dem 
sich erhebliche Vermögenswerte mit 
wesentlichem physischem Risiko befinden  
Aufschlüsselungen des Buchwertes seiner 
Immobilien nach Energieeffizienzklassen  

  
  

x  
x  

  
  

  
  

 
Nicht materiell 

ESRS E1-11 Grad der Exposition des Portfolios gegenüber 
klimabezogenen Chancen  

    x    Nicht materiell 

ESRS E2-4  Menge der wesentlichen Verschmutzung, die in 
Luft, Wasser und Boden emittiert wird  

x        Nicht materiell 

ESRS E3-1  Wasserbasierte Strategie x        Nicht materiell 
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ESRS E3-4  Gesamtmenge des zurückgewonnenen und 
wiederverwendeten Wassers  

x        Nicht materiell 

ESRS E4-5 Aktivitäten mit negativem Einfluss auf 
biodiversitätssensitive Areale  

x        Nicht materiell 

ESRS E4-2  Strategie zu Betriebsstandorten in oder in der 
Nähe von biodiversitätssensitiven Arealen 

x        Nicht materiell 

ESRS E5-5  Gefährliche und radioaktive Abfälle  x        Nicht materiell 
ESRS 2 IRO-2  Risiko von Zwangsarbeit  x        Nicht materiell 
ESRS 2 IRO-2  Risiko von Kinderarbeit  x        Nicht materiell 
ESRS 2 GDR-P  Verpflichtungen im Bereich der 

Menschenrechtspolitik  
x     x   45 

ESRS S1-1  Verfahren und Maßnahmen zur Bekämpfung des 
Menschenhandels  

x        Nicht materiell 

ESRS S1-1  Konzept oder Managementsystem für die 
Verhütung von Arbeitsunfällen  

x        45 

ESRS S1-2 Bearbeitung von Beschwerden  x        49 

ESRS S1-13  Zahl und Quote der Arbeitsunfälle  x    x    59 
ESRS S1-14  Anzahl der durch Verletzungen, Unfälle, 

Todesfälle oder Krankheiten bedingten 
Ausfalltage  

x        59 

ESRS S1-15 Unbereinigtes geschlechtsspezifisches 
Verdienstgefälle  

x    x    59 

ESRS S1-15  Gesamtvergütungsverhältnis x        59 

ESRS S1-16 Fälle von Diskriminierung  x        60 

ESRS S1-16  Fälle von Menschenrechtsverletzungen x    x    60 
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ESRS S2-1  Prozesse zur Verhinderung von Menschenhandel x        Nicht materiell 
ESRS S2-1  Verhaltenskodex x        Nicht materiell 

ESRS S3-2  Beschwerdemechanismus x        Nicht materiell 

ESRS S2-3 Menschenrechtsvorfälle X  x  Nicht materiell 

ESRS S3-3 Menschenrechtsvorfälle X  x  Nicht materiell 

ESRS S4-2 Beschwerdemechanismus x        67 
ESRS S4-3  Menschenrechtsvorfälle x    x    Nicht materiell 

ESRS G1-1  Strategien bezüglich Übereinkommen der 
Vereinten Nationen gegen Korruption  

x        Nicht materiell 

ESRS G1-1  Schutz von Hinweisgebern (Whistleblowers)  x        74 

ESRS G1-4  Geldstrafen für Verstöße gegen Korruptions- und 
Bestechungsvorschriften  

x    x    Nicht materiell 

ESRS G1-4  Standards zur Bekämpfung von Korruption und 
Bestechung  

x        Nicht materiell 

 


